Bebauungsplan 19.03.00 — Niendorf / Holzkoppel

Bericht zur Priifung und Abwagung der Rahmen der 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und der Behordenbeteiligung nach § 4 Abs.
2 BauGB eingegangen Stellungnahmen

Stand: 22.04.2024

Vorbemerkung:

Der vorliegende Prif- und Abwagungsbericht ist nach den durchgefihrten Beteiligungsschritten gliedert. Im Einzelnen beinhaltet er die Prifung und ggf.
Abwagung der Stellungnahmen und Einwendungen aus den folgenden Beteiligungsschritten:

Teil A: Offentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB
Teil B: Behordenbeteiligung gemal § 4 Abs. 2 BauGB (parallel zur 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

Die friihzeitigen Beteiligungen der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB und der Behdrden gemaR § 4 Abs. 1 BauGB wurden 2021 durchgefiihrt und die
dazugehdrigen Prif- und Abwagungsberichte vom Bauausschuss mit dem Auslegungsbeschluss am 03.04.2023 zur Kenntnis genommen und werden von
daher nicht noch einmal beigefigt (VO/2023/12010).
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Bebauungsplan 19.03.00 — Niendorf / Holzkoppel —
Bericht zur Priifung und Abwigung der im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung gemiR § 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen

Stand: 22.04.2024

Teil A: Stellungnahmen aus der Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB

Vorbemerkung: Die Beteiligung der Offentlichkeit wurde vom 19.04.2023 bis 19.05.2023 mittels Aushang im Bereich Stadtplanung und Bauordnung, Miih-
lendamm 12 und digital unter https://www.luebeck.de/de/stadtentwicklung/stadtplanung/bauleitplanung/bebauungsplaene-im-verfahren.html durchgefihrt..
Die Beteiligung wurde am 09.04.2023 auf den Internetseiten der Hansestadt Libeck sowie in den Libecker Nachrichten vom 09/10.04.2023 bekannt ge-

macht.

Parallel zur Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte die Beteiligung der Behorden nach § 4 Abs. 2 BauGB (Auswertung siehe Teil B).
Im Rahmen der o&ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB sind insgesamt 3 Stellungnahmen von Anwohnern, Bauherren und sonstigen Blrger:innen

mit abwagungsrelevanten Inhalten abgegeben worden.

Inhalt der Stellungnahme

Nr.1 Biirger:in 1 mit Schreiben vom 08.05.2023 + 17.05.2023

1.1 Schutzbereich zur 110kV-Freileitung ist zu grof3

Zu Bebauungsplanzeichnung 19.03.00 sowie 1.3 Planungsrechtli-
ches Verfahren.

In der Begrindung zum Bebauungsplan 19.03.00 — Niendorf /
Holzkoppel — Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2
BauGB sowie zur Behdrdenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 2 BauGB
in der Fassung vom 06.03.2023 wird in der Einleitung unter 1.3
Planungsrechtliches Verfahren folgendes auszugsweise aufge-
fuhrt: ,Aufgrund des einzuhaltenden Leitungsschutzes zur Freilei-
tung ist die ErschlieBung der Grundstlicke im rlickwartigen Bereich
des Hellkamps nicht moglich.”

Die TraveNetz GmbH (Eigentimers der 110-kV-Freileitung) ver-
weist in den Stellungnahmen vom 07.12.2021 und 20.12.2021 zum
Bebauungsplan 19.03.00 darauf, dass fur die angrenzende und in
Betrieb befindliche Freileitung innerhalb des Geltungsbereiches
entsprechende Leitungsschutzzonen und hiermit verbundene bau-

Priufung und Abwagung

In der Stellungnahme weist TraveNetz GmbH
(07.12.2021/20.12.2021) darauf hin, dass entsprechende Lei-
tungsschutzzonen und hiermit verbundene bauliche Einschran-
kungen zu beachten sind.

Zusatzlich gab es bereits im Vorfeld eine Abstimmung mit der
TraveNetz GmbH. Demnach wird fir eine 110-kV-Freileitung ein
Leitungsschutzbereich in einer Breite von 60 m (jeweils 30 m von
der Leitungsachse) empfohlen. Dieser Empfehlung folgt der Be-
bauungsplan 19.03.00 und hat entsprechend den Schutzbereich
bericksichtigt.
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Inhalt der Stellungnahme

liche Einschrankungen zu beachten sind.

Die nachfolgenden Ausfuhrungen wurden nach Rucksprache mit
der TraveNetz GmbH grundsatzlich bestatigt. Bauliche Einschran-
kungen ergeben sich aus Vorgaben zutreffender Regelwerke (ins-
besondere DIN EN 50341, DIN VDE 0105) sowie ggf. darliber hin-
aus gehende Einschrankungen des Eigentiimers der Freileitung
und beziehen sich auf eine Flache unter einer Freileitung. Diese
durch die Uberspannung der Leitung in Anspruch genommene
Flache wird als Schutzbereich bezeichnet und ist fur den sicheren
Betrieb einer Freileitung sowie fur die Instandhaltung notwendig.
Innerhalb des Schutzbereiches missen vorgeschriebene Sicher-
heitsabstande eingehalten werden. Fir die Ermittlung der Flache
des Schutzbereiches muss das maximal mdgliche, seitliche Aus-
schwingen der Leiterseile berlUcksichtigt werden. Dadurch ergibt
sich eine parabelférmige Abgrenzung der Schutzzone, die im Be-
reich der Maste am engsten und in Spannfeldmitte am groften ist.
Der im Bebauungsplan angenommene Schutzbereich mit gleichem
Abstand zur Trassenmitte ist somit nicht richtig. Darliber hinaus ist
nicht nachvollziehbar, warum als Ergebnis der Prifung und Abwa-
gung hergeleitet wird, dass ,der Leitungsschutzbereich der 110-
kV-Freileitung in einer Breite von 60,0 m, d. h. jeweils 30,0 m von
der Leitungsachse nach beiden Seiten freigehalten wird.“ Berlck-
sichtigung finden mussen in einem vom Leitungseigentiimer fest-
gelegten Schutzbereich (parabelférmig; deutlich kleiner als +/- 30m
von Trassenmitte) die sich aus o.a. Regelwerken vorgegebenen
Mindestsicherheitsabstdnde zu Bauwerken. Die Freihaltung von
Bauwerken im Schutzbereich wurde und wird nach meiner Kennt-
nis vom Leitungseigentimer nicht gefordert.

Die baulichen Einschrankungen, namlich Mindestabstande zu
spannungsfihrenden Teilen der 110-kV-Freileitung, sollten nach
Ruicksprache mit dem Leitungseigentimer festgelegt und ebenfalls
auch ein realistischer Schutzbereich bericksichtigt werden. Ein 60
Meter breiter Schutzbereich ist fir eine 110-kV-Freileitung nach
meiner Kenntnis vollig unrealistisch.
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Inhalt der Stellungnahme

1.2 Zweite Reihe Bebauung Hellkamp ist moglich

In diesem Zusammenhang wird die Bebaubarkeit der rickwartigen
Hellkamp-Grundstiicke unter Einhaltung von Sicherheitsabstanden
grundsatzlich auch mdglich, auch wenn geplante Bauvorhaben im
Bereich des (neu zu bestimmenden) Schutzbereichs der 110-kV-
Freileitung liegen. Die in der Begrindung aufgefihrte Unmdglich-
keit der Erschliefung der Grundstiicke im riickwartigen Bereich
des Hellkamps ,aufgrund des einzuhaltenden Leitungsschutzes
zur Freileitung® ist m.E. dementsprechend nicht zutreffend und ist
unter Berlcksichtigung der o.a. Erlauterungen richtig zu stellen.
Weiterhin ergibt sich dadurch, dass die Erschliefung von riickwar-
tigen Hellkamp-Grundstlicken Uber die neue innere Zufahrtsstralle
erfolgen sollte, weil diese Erschliellung sinnvoller und Ressourcen
schonender ist als eine ErschlieBung von Zweiter-Reihe-
Bauvorhaben tber den Hellkamp.

Zusammenfassend sollte also grundsatzlich die erweiterte Planung
fur die Bebauungsmadglichkeiten sowie die ErschlieBung der riick-
wartigen Hellkamp-Grundstliicke wieder aufgenommen und be-
rucksichtigt werden. Einige Eigentimer des Hellkamp (ungerade
Hausnummern) denken bereits an eine Bebauung der hinteren
Gartengrundstiicke bzw. haben diese geplant oder konkret voran-
gefragt.

1.3 Verkehrliche Auswirkungen auf Umgebung pri-
fen/vermeiden

Zu 5.3.1 Anbindung an o&ffentliche Stralienverkehrsflachen: Die
neuen Baugrundstiicke sollen ausschlieRlich Uber eine neue Zu-
fahrtsstraRe abgehend von der Stralle Hellkamp zwischen den
Hausnummern 9 und 11 erschlossen werden.

Eine Zufahrt abgehend von der Niendorfer Hauptstral3e wurde von
der Verkehrsplanung aufgrund der unmittelbaren Nahe zur Zufahrt
Hellkamp und der Bushaltestelle kritisch beurteilt.

Hinweis: Im Dokument wird an dieser Stelle sowie an weiteren

Priufung und Abwagung

Eine ruckwartige Bebauung des Hellkamp wird nicht Bestandteil
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 19.03.00 — Nien-
dorf / Holzkoppel —. Somit trifft der BP 19.03.00 keine Festset-
zung fir diesen Bereich. Die Darstellung des Schutzbereiches ist
eine nachrichtliche Ubernahme.

Die Flachen liegen innerhalb des Bebauungsplan 19.01.00 Nien-
dorf — Hellkamp, dieser ermoglicht keine Bebauung stdwestlich
der Planstrale. Eine Bebauung der 2. Reihe wird im Hinblick auf
den Schutzbereich nicht im Zuge der B-Planerstellung vorgese-
hen.

Die Begriindung wird redaktionell aufgrund des StraRennamens berlcksichtigt
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Inhalt der Stellungnahme

anstatt Hellkamp verkehrterweise Hellweg genannt.

Ohne weitere Ausfiihrungen ist unklar, was mit der kritischen Beur-
teilung gemeint ist. Die Beurteilung ist zu konkretisieren und an-
schlielRend zu bewerten, ob die unstrittig zusatzlichen Verkehrsbe-
lastigungen (auch bei Einhaltung der Larmgrenzwerte gemaf
schalltechnischer Untersuchung) insbesondere fir die Anwohner
zwischen der Niendorfer Hauptstral’e bis zur vorgesehenen Zu-
fahrtsstral’e durch eine oder eine weitere Zufahrt von der Niendor-
fer Hauptstrale vermieden werden. Auch eine Einbahnstral’enre-
gelung Uber die geplante Zufahrtsstralle in das neue Baugebiet
sowie Uber eine weitere Einbahnstral3e direkt auf die Niendorfer
Hauptstral’e wirde zu einer Verringerung der Verkehrsbelastigun-
gen fuhren.

1.4 Erganzung zur Mail vom 02.05.2023 — Bundelung von
Energieerzeugungsanlagen prufen

Gemal Bauplanung wird derzeit fir die Ein- und Zweifamilienhau-

Priufung und Abwagung

Hellkamp/ Hellweg angepasst.

Eine direkte Zufahrt von der Niendorfer Hauptstrale Uber die
bestehende Zufahrt zur Ackerflache wurde gepruft. Aufgrund der
unmittelbaren Nahe zur Zufahrt in den Hellweg und zur Bushalte-
stelle wurde eine Zufahrt in dem Bereich von der Verkehrspla-
nung kritisch beurteilt, da durch die zusatzliche Stralienzufahrt
ein weiterer Knotenpunkt entstehen wirde, wodurch. die Ver-
kehrssicherheit gefahrdet werden kénnte.

Uber die StraRe Hellkamp werden ausschlieBlich das Plangebiet
sowie die direkte Nachbarschaft erschlossen. Es liegt somit nach
fachplanerischer Einschatzung keine Grundbelastung vor. Es
wurde die Auswirkungen des Zusatzverkehrs durch das Plange-
biet geprift (Schalltechnische Untersuchung, LAIRM CONSULT
GmbH, Bargteheide, 11.11.2021). Dabei wurde von einer maxi-
malen Verkehrserzeugung ausgegangen. Es wurde festgestellt,
dass der Immissionsgrenzwert fir Kleinsiedlungsgebiete tags um
mindestens 9 dB(A) und nachts um mindestens 7 dB(A) unter-
schritten wird. Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem
Ergebnis, dass durch die Planung keine beurteilungsrelevanten
Veranderungen entstehen.

Hinzu kommt, dass der B-Plan 19.01.00 Niendorf-Hellkamp be-
reits eine ErschlieBung Uber die Strale Hellkamp bericksichtigt
hat.

In der Abwagung ist der Aufwand flr eine direkte Erschliefung
Uber die Niendorf Hauptstrale im Vergleich zu der ErschlieBung
Uber die StralRe Hellkamp mit einer deutlichen Unterschreitung
der dB(A)-Richtwerte in der Nachbarschaft als zu hoch bewertet
worden. Daher wird sich gegen eine direkte Zufahrt von der Nien-
dorfer Hauptstral3e ausgesprochen.

Ein BHKW ist moglich, wird jedoch durch den Vorhabentrager
aufgrund der dazu notwendigen zusatzlichen Flache nicht ver-
folgt.
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Inhalt der Stellungnahme

ser jeweils eine Luft-Warmepumpe vorgesehen (siehe 3.1 Vor-
schriften zum Umweltschutz, Seite 16). Gerade in der heutigen
Zeit werden auch Bindelungen von Energieerzeugungsanlagen
immer interessanter und kénnen insbesondere bei Neubaugebie-
ten mit entsprechender GroRe die 6konomisch und 6kologisch
sinnvollste Losung fur die Warmeversorgung der Wohneinheiten
darstellen (bspw. BHKW oder wenige gro3e Warmepumpen). Der-
artige Uberlegungen im Zuge der Planung habe ich nicht gefunden
und mdchte deshalb diesen innovativen und m.E. sehr sinnvollen
Planungsansatz einfordern. Die zukunftsweisende Erweiterung
oder mindestens die Vorbereitung der Warmeversorgung der be-
nachbarten Hellkampsiedlung konnte vor allem wegen der vielen
alten und ineffizienten Heizungsanlagen mit konventionellen Ener-
gietragern ebenfalls sehr sinnvoll sein, weil sonst absehbar viele
Einzelldsungen gemal den aktuell giiltigen gesetzlichen Vorgaben
erfolgen werden. Diese Erweiterung sollte somit m.E. ebenfalls
betrachtet werden.

Nr.2 Biirger:in 2 mit Schreiben vom 02.05.2023 und 16.05.2023

2.1 Zweite Reihe Bebauung Hellkamp prifen/ermoglichen

Bezugnehmend auf das Schreiben von Birger:in 1, bitte ich noch-
mals um Uberprifung, ob der riickwértige Grundstiicksbereich
Hellkamp [...] auf einer Flache von ca. 370 Quadratmeter bebaut
werden kann, zumal dieser Grundstlicksbereich unmittelbar an die
Zufahrtsstralie des Neubaugebietes grenzt.

Mein obiger Grundstiicksbereich liegt zwar im Leitungsschutzbe-
reich der 110 KV Freileitung, aber die neu erbauten Hauser im
Uberplanungsbereich des Bebauungsplans 19.01.00 Hell-
kamp/Hainbuchenweg wurden auch unmittelbar in diesem Schutz-
bereich bzw. unter der Freileitung gebaut.

Nach meinen Erkenntnissen haben auch andere Grundstlicksei-
gentimer im Hellkamp Interesse an einer Bebauung im hinteren
Grundstiicksbereich, angrenzend an die Zufahrtstral3e im Neubau-

Priufung und Abwagung

Wenn sich in Zukunft dies als geeignetste Option darstellt, ver-
hindert der Bebauungsplan ein BHKW grundsatzlich nicht, sofern
geeignete Flachen daflr zur Verfligung stehen.

Die ruckwartige Bebauung des Hellkamp wird nicht Bestandteil
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 19.03.00 — Nien-
dorf / Holzkoppel -. Somit trifft der BP 19.03.00 keine Festsetzung
fur diesen Bereich. Die Darstellung des Schutzbereiches ist eine
nachrichtliche Ubernahme.

Das Anliegen wird nicht bertcksichtigt, da dem Schutzbereich
von 60 m gemafl Darlegung der TraveNetz GmbH gefolgt wird.
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Inhalt der Stellungnahme

gebiet.

22 Zufahrtssituation Uber Hellkamp wird abgelehnt

Des Weiteren ist es flr mich unverstandlich, dass die Zufahrtstra-
Re zum Neubaugebiet Uber den Hellkamp fihrt und nicht direkt
von der Niendorfer Hauptstrale.

Somit werden die Bewohner im oberen Hellkamp doppelt durch
schadliche Emissionen belastet, erstens wenn die Bewohner des
Neubaugebietes den Hellkamp herunterfahren, dann die Zufahrt-
stralde passieren und dann zweitens im Neubaugebiet die Stralie
wieder in Niendorfer Hauptstralie zu lhren Hausern befahren.

Priufung und Abwagung

Eine direkte Zufahrt von der Niendorfer Hauptstrale Uber die
bestehende Zufahrt zur Ackerflache wurde geprift. Aufgrund der
unmittelbaren Nahe zur Zufahrt in den Hellweg und zur Bushalte-
stelle wurde eine Zufahrt in dem Bereich von der Verkehrspla-
nung kritisch beurteilt, da durch die zusatzliche Straflenzufahrt
ein weiterer Knotenpunkt entstehen wirde, wodurch die Ver-
kehrssicherheit gefahrdet werden kénnte.

Uber die StraRe Hellkamp werden ausschlieRlich das Plangebiet
sowie die direkte Nachbarschaft erschlossen. Es liegt somit nach
fachplanerischer Einschatzung keine Grundbelastung vor. Es
wurde die Auswirkungen des Zusatzverkehrs durch das Plange-
biet geprift (Schalltechnische Untersuchung, LAIRM CONSULT
GmbH, Bargteheide, 11.11.2021). Dabei wurde von einer maxi-
malen Verkehrserzeugung ausgegangen. Es wurde festgestellt,
dass der Immissionsgrenzwert fir Kleinsiedlungsgebiete tags um
mindestens 9 dB(A) und nachts um mindestens 7 dB(A) unter-
schritten wird. Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem
Ergebnis, dass durch die Planung keine beurteilungsrelevanten
Veranderungen entstehen. Hinzu kommt, dass es sich um einen
verkehrsberuhigten Bereich handelt und es durch die kurzen Ver-
kehrsabschnitte zu keiner erheblichen Beschleunigung kommen
kann.

Hinzu kommt, dass der B-Plan 19.01.00 Niendorf-Hellkamp be-
reits eine ErschlieBung Uber die Stral’e Hellkamp berlicksichtigt
hat.

In der Abwagung ist der Aufwand flr eine direkte Erschlielung
uber die Niendorf Hauptstral3e im Vergleich zu der ErschlieBung
uber die Strale Hellkamp mit einer deutlichen Unterschreitung
der dB(A)-Richtwerte in der Nachbarschaft als zu hoch bewertet
worden. Daher wird sich gegen eine direkte Zufahrt von der Nien-
dorfer Hauptstral’e ausgesprochen.
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Inhalt der Stellungnahme

23 Erganzung zur Mail vom 02.05.2023 — Prufung BHKW

Nach dem, was ich im Bebauungsplan gelesen habe, sollen die
neu zu errichteten Hauser mit individueller Energie nach dem
neuen Energiegesetz (Habeckgesetz) gebaut werden. In aller
Munde sind BHKW, wie sie bereits in Teilen Moisling genutzt
werden, der Ausbau dieser BHKW wird vorangetrieben, sodass
immer mehr Haushalte durch diese BHKW versorgt werden. Auch
in der denkmalgeschutzten Libecker Altstadt denkt man Uber die
Versorgung durch ein BHKW nach. Jetzt kam mir der Gedanke,
inwieweit ein BHKW, erstellt und betrieben durch die Stadtwerke
Lubeck, flir das Neubaugebiet von Nutzen ware, mit dem Ziel
suggestiv bei Bedarf die Hauser im Hellkamp in der Holzkoppel
und ggf. in ganz Niendorf durch dieses BHKW versorgen zu las-
sen. Natlrlich zu fairen Bedingungen. Ich habe diesbeziglich in
der Hellkampsiedlung eine Umfrage gemacht. 5 Hausbesitzer
haben sich zu diesem Gedanken positiv gedulert. Die Frage ist
auch, wann kann das BHKW seinen Betrieb aufnehmen und wie
lange halten hier die noch betriebenen Heizungen.

Von den anderen Hausbesitzern habe ich keine Riickmeldung
erhalten.

Nr.3 Vorhabentrager:in 3 mit Schreiben vom 17.05.2023

3.1 Maf der baulichen Nutzung fir Reihenmittelhduser

MaR der baulichen Nutzung, Punkt 2.2: Im Teilgebiet WA 2 ist eine
Korrektur der GRZ fur die Reihenmittelhduser notwendig. Unter
der Bertcksichtigung, dass die Reihenhauser einer sozialen For-
derung zugeflhrt werden sollen und gemal den Qualitatsstan-
dards des Landes S-H ZimmergréRen von wenigstens 10,00 gm
vorzusehen sind, ist eine Grundrissgestaltung mit dem zurzeit fest-
gesetzten GRZ- Wert von 0,45 fir die Reihenmittelhduser nicht
moglich. Die obere Reihenhaus-Reihe bendtigt fur die Mittelhduser
eine GRZ von 0,49 und die untere Reihe von 0,47. Ohne diese
Anpassung ist eine familienfreundliche Grundrissgestaltung mit
zwei Kinderzimmern und einem Eltern-Schlafzimmer nicht adaquat

Priufung und Abwagung

Ein BHKW ist moglich, wird jedoch durch den Vorhabentrager
aufgrund der dazu notwendigen zusatzlichen Flache nicht ver-
folgt.

Wenn sich in Zukunft dies als geeignetste Option darstellt, ver-
hindert der Bebauungsplan ein BHKW grundsatzlich nicht, sofern
geeignete Flachen daflr zur Verfligung stehen.

Eine Anpassung der GRZ wird notwendig, da flir die Berechnung
der GRZ nur die Flachen des Allgemeinen Wohngebiets zugrun-
de gelegt werden. Durch die Festsetzung der privaten Grinfla-
chen (Graben) haben sich die Flachen des Allgemeinen Wohn-
gebietes verringert. Der Versiegelungsgrad wird durch die Anpas-
sungen nicht erhoht.

Daher wird die Festsetzung Nr. 2.2 entsprechend angepasst:

Lim Teilgebiet WA 2 kann bei der Errichtung von Reihenhaus-
gruppen ausnahmsweise eine Uberschreitung der festgesetzten
Grundfidchenzahl von 0,3 fiir Grundstiicke, auf denen die Ge-
bdude beidseitig ohne Grenzabstand errichtet werden (Reihen-
mittelhduser), auf 0,5 zugelassen werden. Die Festsetzung 2.1
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Inhalt der Stellungnahme

moglich.

3.2 Fassadengestaltungsmaoglichkeit erweitern

Fassadenmaterialien, Punkt 14.1: Es sind gemal B-Plan bis zu
15 % je Fassadenseite aus einem anderen Material herstellbar.
Zur Auflockerung der Fassaden bitte ich darum auf der, der Stral3e
zugewandten Fassadenseite diesen Prozentsatz auf 20 % zu er-
héhen, um eine Auflockerung der zweigeschossigen Fassade zu
ermoglichen. Zur Schaffung eines lebenswerten Wohnraumes flr
junge Familien ist die 0. g. Anpassung der beiden Punkte in den
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 19.03.00 aus pla-
nerischer Sicht essenziell notwendig.

Priufung und Abwagung

bleibt davon unberiihrt.*”

Den Ausflihrungen der Stellungnahme kann gefolgt werden. Eine
Auflockerung der zweigeschossigen Fassade zur Verkehrsflache
wird im Hinblick auf das Ortsbild positiv bewertet.

Die Festsetzung Nr. 16.1 (vormals 14.1) wird entsprechend an-
gepasst:

Die Auflenwandflachen der Hauptgebdude sind einheitlich mit
rotem, grauem oder braunem Sicht-/Verblendmauerwerk oder in
Holz auszufuhren. Davon abweichend sind andere Materialien
zulassig, sofern sie sich auf die untergeordneten Bauteile be-
schranken und insgesamt nicht mehr als 15 % der Fassade der
jeweiligen Gebaudeseite in Anspruch nehmen, an der der Strale
zugewandten Fassadenseite kénnen 20 % in Anspruch genom-
men werden. Putzfassaden sind unzulassig.

Die Originale der Stellungnahmen kénnen bei Bedarf im Bereich Stadtplanung und Bauordnung eingesehen werden.

Hansestadt Lubeck, Fachbereich Planen und Bauen, Bereich Stadtplanung und Bauordnung

in Zusammenarbeit mit dem Planungsbdiro:
Planungsbiro Ostholstein
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Bebauungsplan 19.03.00 — Niendorf / Holzkoppel —

Bericht zur Prifung und Abwagung der im Rahmen der durchgefiihrten Beteiligung der Behérden eingegangenen Stellungnahmen
Stand: 22.04.2024

Teil B: Stellungnahmen aus der Behoérdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB

Vorbemerkung: Die Behdrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB wurde gemaR § 4a Abs. 2 BauGB parallel zur Beteiligung der Offentlichkeit nach
§ 3 Abs. 2 BauGB durchgefiihrt. Im Rahmen der Behdrdenbeteiligung (19.04. — 19.05.2023) nach § 4 Abs. 2 BauGB wurden insgesamt 54 Behdrden
und sonstige Trager offentlicher Belange sowie 4 anerkannte Naturschutzverbande beteiligt und um Stellungnahme gebeten. Im Ergebnis der Be-
teiligung sind insgesamt 23 Stellungnahmen eingegangen.

a) Von folgenden Behoérden und sonstigen Tragern offentlicher Belange liegen Stellungnahmen mit bebauungsplanrelevanten Inhalten vor:

Hansestadt Libeck — Bereich Stadtgriin und Verkehr (Schreiben vom 19.05.2023)

Hansestadt Libeck — Bereich Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz - Untere Wasserbehdrde (Schreiben vom 24.05.2023)
Hansestadt Libeck — Bereich Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz - Natur, Klima und Immissionen (Schreiben vom 26.05.2023)
Hansestadt Libeck — Bereich Wirtschaft und Liegenschaften - Erbbaurecht (Schreiben vom 05.05.2023 und 17.05.2023)
Landeskriminalamt, Kampfmittelrdumdienst (Schreiben vom 18.04.2023)

Entsorgungsbetriebe Hansestadt Libeck (Schreiben vom 26.05.2023)

Hansestadt Libeck — Bereich Familienhilfen / Jugendamt (Schreiben vom 04.05.2023)

Hansestadt Libeck — Bereich Feuerwehr (Schreiben vom 16.05.2023)

Hansestadt Libeck — Bereich Stadtplanung und Bauordnung - Stadtentwicklung (Schreiben vom 15.05.2023)

©CoNoOhkWN =

b) Folgende Behérden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine Bedenken und Anregungen vorgebracht
und/oder sonstige nicht bebauungsplanrelevante Hinweise gegeben:

Landesamt fur Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung (LLnL) - Untere Forstbehdrde (Schreiben vom 10.05.2023)
Hansestadt Libeck — Bereich Archdologie und Denkmalpflege - Denkmalpflege (Schreiben vom 27.04.2023)

Hansestadt Libeck — Bereich Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz - Abfallbehdrde (Schreiben vom 15.05.2023)
Hansestadt Libeck — Bereich Archaologie und Denkmalpflege - Archaologie (Schreiben vom 11.05.2023)

Hansestadt Libeck — Bereich Wirtschaft und Soziales - Soziale Sicherung (Schreiben vom 16.05.2023)

Hansestadt Lubeck — Bereich Haushalt und Steuerung (Schreiben vom 20.04.2023)

Hansestadt Libeck — Bereich Fachbereichsdienste - Jugendhilfeplanung — Schwerpunkt Kita — (Schreiben vom 24.05.2023)
Wasser- und Bodenverband Ostholstein (Schreiben vom 18.04.2023)

Industrie- und Handelskammer Libeck (Schreiben vom 10.05.2023)

Arelion Germy GmbH (Schreiben vom 20.04.2023)

Colt Technology Services GmbH — Bereich Nord (Schreiben vom 20.04.2023)

GasLINE GmbH (Schreiben vom 20.04.2023)
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e Gasunie Deutschland Transport Services GmbH (Schreiben vom 20.04.2023)
e Deutsche Telekom Technik GmbH (Schreiben vom 20.04.2023)

¢) Von den nachfolgend aufgefihrten Behdrden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange liegen keine Stellungnahmen vor. In diesen Fallen wird
davon ausgegangen, dass keine Bedenken gegenliber der Planung bestehen und auch keine sonstigen Anregungen und Hinweise vorzubringen
waren:

Hansestadt Lubeck — Bereich Frauenburo

Hansestadt Libeck — Bereich Schule und Sport

Hansestadt Libeck — Bereich Stadtplanung und Bauordnung Welterbe-Koordinatorin

Hansestadt Libeck — Bereich Stadtplanung und Bauordnung — Bauaufsicht

DB Netz AG — Regionalbereich Nord —

Eisenbahn-Bundesamt, Auf3enstelle Hamburg / Schwerin

Landesamt flr Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung (LLnL) — Landwirtschaft

Landesamt flr Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung (LLnL) — Technischer Immissionsschutz

Landesamt fur Vermessung und Geoinformation S-H, Katasteramt Libeck

Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein

Ministerium flr Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein

Ministerium fr Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein (MIKWS) — Abt. IV 6 Landesplanung
Ministerium flr Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein (MIKWS) — Abt. IV 5 Bauen und Wohnen
Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein — Abt. VIl 4 Verkehr und Stral3enbau
Uber Landesbetrieb Stralenbau und Verkehr

Polizeidirektion Lubeck

Schleswig-Holstein Netz AG

Seniorenbeirat

Stadtwerke Lubeck Mobil GmbH Stadtwerke Libeck GmbH — Planung und Steuerung

TraveNetz GmbH

Telefonica Germany GmbH & Co. OHG und E-Plus Mobilfunk GmbH

Vodafone GmbH — Region Nord

Amt Nordstorman

Kreisverwaltung Kreis Herzogtum-Lauenburg

Gemeinde Bliesdorf

Gemeinde Klempau

Gemeinde Krummesse

Gemeinde Rondeshagen

Arbeitsgemeinschaft der nach § 29 BNatSchG beteiligten Naturschutzverbande AG 29

Arbeitsgemeinschaft Umweltschutz Libeck und Umgebung (AGU)
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Beirat fur Menschen mit Behinderung Liibeck

Landesnaturschutzverband LNV S-H

Naturschutzbund Deutschland, Landesverband Schleswig-Holstein e.V.

Vertreter der Jugend — Jugendhilfeausschuss Hansestadt Libeck

Stadtbeauftragter flr Naturschutz — Beirat fir Naturschutz

Stadtschllersprecher — Beteiligung Kinder und Jugendliche § 47 f GO

Ministerium fir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des Landes Schleswig-Holstein

a) Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Tragern offentlicher Belange mit bebauungsplanrelevanten Inhalten:

Inhalt der Stellungnahme Priifung und Abwagung Ergebnis

Nr.1 Hansestadt Liibeck — Bereich Stadtgriin und Verkehr (Schreiben vom 19.05.2023)

a) Gemald B-Plan-Entwurf ist geplant, das Neubaugebiet
Uber eine neue Zufahrt zu erschlieen und die neue Er-
schlieBungsstralte mit zwei Wendeanlagen an den En-
den zu versehen.

1.1 Zweite verkehrliche Anbindung festsetzen Die zweite Anschlussmaoglichkeit entlang Hellkamp 29 bis 35, nicht berlcksichtigt
) . . welche im Bebauungsplan 19.01.00 von 1967 festsetzt ist, kann
> Der Bereich Stadigrin und Verkehr _ha/t an der aus eigentumsrechtlichen Grinden nicht umgesetzt werden.
{\uffass.ung fest, dass" dgs Ngubau_geblet nicht MU' pie Flachen wurden zwischenzeitlich von der Hansestadt
uber eine Anschlussmaglichkeit verfigen sollte. Dies | neck an die Anliegenden verkauft. Sie befinden sich im Pri-
ist bereits in den Stellungnahmen vom 10.07.2020 und | et und stehen als Verkehrsfliache nicht zur Verfiigung.
10. 12'202.1 formuliert Worqen."E.? 'S? von hier aus nicht Die Flachen sind heute teilweise durch Nebenanlagen tberbaut.
nachvollziehbar, warum die stddstliche Wendeanlage |, 7,qe der B-Planaufstellung wird die Flache analog der an-
gebaut werden soll, wenn doch eine Anbindungsmog-  grenzenden Art der Nutzung gemal Festsetzung des B-Planes
lichkeit genau an der Stelle durch die Festlegungen 19.01.00 als Kleinsiedlungsgebiet Uberplant. Die Festsetzung

des B-Plans 19.01.00 gegebetz ist. Die (Aus-)ul\lutz.ung der Verkehrsflache tritt mit Inkrafttreten dieses B-Planes
dieser weiteren Anschlussmoéglichkeit gewéhrleistet 19.03.00 auRer Kraft.

die Erreichbarkeit des Neubaugebietes auch in Scha-
dens-/ Sanierungs- oder Rettungsnotféllen. Die Ande-
rung der Verkehrsflache der siidlichen Zufahrt in ein
WA wird demnach abgelehnt, da dies eine unnétige,
zusétzliche Versiegelung fiir eine Wendeanlage im
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Inhalt der Stellungnahme

Bereich des neuen B-Plans nach sich zieht. Der Ver-
kauf dieser Fldche steht dieser Forderung nicht entge-
gen. Denn es gibt auch 6éffentlich genutzte Stral3en,
die im privaten Eigentum sind. Auch die gewlinschte
spédtere Wegeverbindung (siehe Begriindung Pkt.
5.3.7 und/oder 5.3.9) zwischen ,,Holzkoppel“ und ,Hell-
kamp“ sprechen fiir eine Aufrechterhaltung dieser
Wegeverbindung, wie sie der B-Plan 19.01.00 als pla-
nerischen Willen festgesetzt hatte.

1.2 Nordwestliche Wendeanlage ist entbehrlich

» Die nordwestliche Wendeanlage wird bezliglich des
Themas Flachenversiegelung und Erfordemis fiir
eine oOffentliche Erschlielung in Frage gestellt. Daftir
ist mit der Anlage 1 ein Verdnderungsvorschlag bei-
gefiigt, der planerisch zu untersuchen ist.

Priifung und Abwéagung

Bei dem Anderungsvorschlag ist fraglich, wie die Bebauung im
nordlichen Bereich erschlossen werden soll, wenn direkt an die
Verkehrsflache nur eine Grinflache (Kinderspielplatz) und ein
Sammelstellplatz angrenzt. Vor allem im Brandfall wird die und
der erforderliche Erreichbarkeit der Grundsticke durch die Feu-
erwehr kritisch gesehen.
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Inhalt der Stellungnahme Priifung und Abwéagung Ergebnis

1.3  Dimensionierung der Ruckstol3flache der Bei den Stellplatzen zugunsten der Teilgebiete WA 1 und WA 2 bereits bertcksich-
Sammelstellplatze ist eine Ruckstofl¥flache von 6,0 m vorgesehen.. tigt
> Ein weiteres Argument fiir die Umplanung im Bereich
der nordwestlichen Wendeanlage ist die Tatsache,
dass die derzeit eingeplante Tiefe der Riickstol3flache
hinter den Stellplétzen zugunsten WA 1 und WA 2
nicht ausreicht. Bei 5,00 m tiefen und 2,50 m breiten
Stellpléatzen ist eine Fahrgassenbreite von 5,50 m er-
forderlich.

b) Dem B-Plan-Entwurf sind offentliche Langsparkplatze
und eine daneben verbleibende Verkehrsflachenbreite
von 4,30 m zu entnehmen.

1.4 Stellplatzbreiten Gemall RAST sind 2 m breite Stellplatze ausreichend. Fur die nicht berlcksichtigt
» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr macht vorsorglich Parkplatze wird eine Breite von 2,20 m und eine Lange von 5,0

darauf aufmerksam, dass die Ldngsparkplatze —insbe- m vorgesehen. Aufgrund der nebenliegenden strallenbegleiten-

sondere bei einer Anordnung neben Entwésserungs- den Mulden und einem Breitenzuschlag von 0,75 m ist eine

mulden- eine Breite von 2,50 m und eine Mindestlénge Breite von 2,20 m ausreichend, ein Hineinragen der Fahrzeuge

von 5,00 m aufweisen sollen. Die verbleibende Ver- auf die Fahrbahn ist bei Fahrzeugbreiten bis max. 2,20 m nicht

kehrsflachenbreite wiirde sich dann nochmals verrin- zu erwarten. Mitfahrende kdnnen vorher aussteigen bzw. nach

gern. Verlassen des Parkplatzes einsteigen.

1.5  Erforderliche Verkehrsflache von 7,20 m Der StraRenquerschnitt wurde auf 7,55 m (einschlieRlich Uber- berlicksichtigt
» Es st nicht nachvollziehbar, warum von der hangstreifen) verbreitert und erflllt die gewlnschten Verkehrs-

Verkehrsflachenbreite von 7,20 m —wie im Verfahren flachenbreiten.

nach §4(1) vorgestellt- nunmehr reduzierend abgewi-

chen wird. Eine nutzbare Verkehrsflichenbreite (ohne

Mulde!) von 7,20 m ist mindestens herzustellen. Dar-

liber hinaus ist in der Planstral3e weiterhin darauf zu

achten, dass die Querschnittsbreite die erforderliche

Rickstol3fldche fiir die Stellpldtze des WA 3 aufweist.
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Inhalt der Stellungnahme

1.6 Voraussetzung verkehrsberuhigter Bereich nicht

erfullt

> Aufgrund der Anordnung der Parkplétze lediglich auf
einer Seite wird keine Aufenthaltsqualitat erreicht;
diese stellt jedoch fiir die Ausweisung eines
verkehrsberuhigten Bereiches, der mit dem VZ 325
beschildert werden soll, eine Bedingung dar.

1.7 Definition und Festsetzung Regenrickhalteraum

c) Estauchen diverse Formulierungen in der Planzeichnung
und dem Text mit der Bezeichnung ,Regenrickhal-
temulde” auf. Abwagung Pkt. 3.1 EBL: ,Eine Festsetzung
der Versickerungsflachen mit Hinweis auf die Ubertra-
gung der Abwasserbeseitigungspflicht fir Regenwasser
gilt als Voraussetzung der Erklarung der gesicherten ent-
wasserungstechnischen ErschlieBung.* Dazu die Pri-
fung und Abwagung: ,Gemal dem Untersuchungsbe-
richt zu den Boden- und Grundwasserverhaltnissen ist im
Plangebiet keine Versickerung méglich.“ Und die Prifung
und Abwagung zu Pkt. 3.8: ,Es handelt sich bei der Re-
genentwasserung nicht nur um die StraRenregenentwas-
serung, sondern auch um die Regenentwasserung der
privaten Flachen. [...]*

» Da keine Versickerung moéglich ist, wird es in diesem
Gebiet keine ,Mulden®, sondern einen Regenriickhal-
teraum mit Wasserriickhaltungsfunktion als Haupt-
zweck der Fldchen geben. Da diese Abwasserbeseiti-
gungsanlage auch flir Regenwasser im Regelfall, also
nicht nur bei Starkregenereignissen, von privaten

Priifung und Abwéagung

Eine Aufenthaltsqualitat kann auch erreicht werden, wenn die
Parkplatze auf einer Seite positioniert sind. Es werden Baumin-
sel vorgesehen, wodurch es bereits zu einer Erhdhung der Auf-
enthaltsqualitat kommt.

Bei einem verkehrsberuhigten Bereich geht es hauptsachlich
darum, dass das Geschwindigkeitsniveau moéglichst weit auf ein
fir FuRganger und Radfahrer vertragliches Mal} reduziert wird.
Da ist eine adaquate Gestaltung wesentlich, dazu gehdrt zum
Beispiel der niveaugleiche Ausbau (Bauweise/ Materialien) und
der Einbau von geschwindigkeitsdampfenden Elementen. Es ist
aber nicht zwingende erforderlich, dass ein Seitenwechsel der
Parkplatze erfolgt.

Es handelt sich nicht um eine Abwasserbeseitigungsanlage und
auch keine Flache zur Entsorgung, sondern um eine Regen-
rickhaltemulde zur Rickhaltung, Verdunstung und in kleinem
Umfang auch zur Versickerung von Niederschlagswasser. Ziel
ist die Regenwasserbewirtschaftung um dem Klimawandel ent-
gegen zu wirken. Die Regenruckhaltemulde wird als Flache fir
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Inhalt der Stellungnahme

Grundstlicken genutzt wird, ist sie eine Flache zur Ent-
sorgung, hat also gemald Planzeichenverordnung eine
gelbe, flachige Schraffur zu bekommen. (s. Anlage
LAnderungen zum B-Plan-Entwurf von 5.660%)

1.8

d) Inder Legende zur Planzeichnung steht: ,Flachen fur die
Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)*

Flachen fur die Abwasserbeseitigung

» Die Anlage zur Planzeichenverordnung Pkt. 7 weist fiir
§ 9 Absatz 1 Nummer 14 BauGB eine vollfldchige
»gelb hell“ Schraffur zu (s. vorheriger Punkt).

1.9

e) Estauchen diverse Formulierungen in der Planzeichnung
und dem Text (besonders Pkt. 10.7) mit der Bezeichnung
~Mulde“ auf. Abwagung Pkt. 3.1 EBL: ,Die geplante Re-
genentwasserung fur die Stral3e ist daher dem Bereich
Verkehr zuzuordnen.“ Dazu die Prifung und Abwagung:
,Gemal dem Untersuchungsbericht zu den Boden- und
Grundwasserverhaltnissen ist im Plangebiet keine Versi-
ckerung méglich.”

Begrifflichkeiten der Regenentwasserung

» Da keine Versickerung mdéglich ist, wird es in diesem
Gebiet keine ,Mulden*” sondern, wenn (berhaupt, Gréa-
ben mit Wasserleitungsfunktion geben. Da der Haupt-
zweck der Flachen Abwasserbeseitigung ausschliel3-
lich der offentlichen Verkehrsflachen zur Funktionssi-
cherung der Stral3e haben, sind diese Flachen gemal3
Planzeichenverordnung mit goldocker, flachiger
Schraffur darzustellen. (s. Anlage ,Anderungen zum
B-Plan-Entwurf von 5.660%)

1.10 Ausfuhrung zur StralRenentwasserung

Priifung und Abwéagung

die Ruckhaltung von Niederschlagswasser (§9 Abs. 1 Nr. 14
BauGB) festgesetzt. Die Planunterlagen werden angepasst.

Die Flache der Regenrickhaltemulde wird als Flache fir die
Rickhaltung von Niederschlagswasser festgesetzt. Sie erhalt
eine vollflachige gelbe Schraffur gemal Planzeichenverord-
nung.

Der Bereich fir die stralRenbegleitenden Mulden wird als Ver-
kehrsflache besonderer Zweckbestimmung (verkehrsberuhigter
Bereich) Uberlagernd mit einer MaRnahmenflache — Regenwas-
serrickhaltung — festgesetzt.

Das Niederschlagswasser wird den stral3enbegleitenden Mul-
den zugefuhrt und wird dort Uberwiegend verdunsten, ein wenig
wird versickern und ein kleiner Anteil wird in die Regenriickhal-
temulde geleitet.
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Inhalt der Stellungnahme Priifung und Abwéagung Ergebnis

f) Teil B-Text: Pkt. 10.7: ,Seitlich angrenzend an die nach
§ 9 Abs. 11 BauGB festgesetzten Verkehrsflachen wird
das anfallende Oberflachenwasser in einseitig verlaufen-
den Entwasserungsmulden (6ffentliche Grinflache) ge-
fihrt. Die Entwasserungsmulden sind entsprechend aus-
zumulden und mit einem Gefalle in Richtung Regenwas-
serrickhaltemulde anzulegen. Die Flachen sind dauer-
haft herzurichten und so weit von Bewuchs freizuhalten,
dass der Abfluss des Regenwassers gewahrleistet ist.
Die Entwasserungsmulden sind vor einem Befahren zu

schutzen.”
» Die Regenwasserbeseitigung von einer Verkehrs-fla- FUr die Berechnung der Grof3e der Regenruckhaltemulde ist teilweise  beruck-
che ist zur Funktionssicherung der Stral3e notwendig. die Art der Regenwasserrlckfihrung mafigeblich. In diesem sichtigt

Deswegen fordert der Bereich Stadtgriin und Verkehr, Fall wurde die Anlage von stra3enbegleitenden begriinten Mul-
ausschlielllich festzusetzen, dass das Regenwasser den gewahlt und ist ebenfalls ein stadtebauliches Ziel und wird
der Stralle dem Regenriickhalteraum zuzufiihren ist als solches festgesetzt. Die Art der technischen Ausflihrung
und alle anderen Beschreibungen zu I6schen. Denn der Entwasserungsgraben wird aus dem Teil B Text gestri-

wie dies technisch umgesetzt werden kann, liegt in der chen.

Verantwortung der Entwurfs- und Ausflihrungspla-

nung und nicht eines B-Plans.

1.11  Gehrecht zur Landschaft

g) Die Planzeichnung am sliddstlichen Rand weist eine Fla-
che mit ,GAllg.” aus, die in Pkt. 11.1 beschrieben wird.
Dieses ,Gehrecht" endet aktuell am Rand einer privaten
Ackerflache.

» Diese Flache wird Der B-Plan ermoglicht es, dass zu einem spateren Zeitpunkt die nicht bertcksichtigt
i. entweder zur Regenriickhaltung nicht benétigt, ist Stralken Holzkoppel und Hellkamp Uber diesen Weg mit einer
dann keine Entsorgungsflache, und hat keine Anbin- Wegefihrung am Siedlungsrand verbunden werden kdénnen
dung an eine offentliche Griinflache, ist also auch bzw. eine Naherholungsméglichkeit entstehen kann. zu verbin-
nicht als solche auszuweisen. Wenn das Gehrecht fiir den. Damit die ful3laufige Anbindung erstmal zur freien Land-
mdégliche Erweiterungen eines Baugebiets nach Sid- schaft (Talraum Grienau) ermoglicht werden kann, wird ein
Gehrecht (GAllg.) zugunsten der Allgemeinheit festgesetzt.
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Inhalt der Stellungnahme Priifung und Abwéagung Ergebnis

osten méglich bleiben soll, schldgt der Bereich Stadt- Zusétzlich dient die Flache als Uberflutungsflache bei Starkre-
griin und Verkehr vor, diesen Bereich mit Gehrecht gen. GemalR Stellungnahme der Entsorgungsbetriebe (Punkt
dem WA 4 zuzuschlagen. (s. Anlage 1 ,Anderungen 6.2) kann die Flache lberlagernd festgesetzt werden und somit
zum B-Plan-Entwurf von 5.660% zur Markierung rot auch als Aufenthaltsflache der Offentlichkeit zur Verfligung ste-
umrandet) hen.

i. oder als Volumen flir den Regenriickhalteraum bené-
tigt und ist dann gelb einzufarben und das Gehrecht
ist zu l6schen.

1.12 Keine Heckenpflanzung um Kinderspielplatz

h) Teil B — Text: Pkt. 12.3: ,Auf den mit ,Anpflanzung von
Hecken® festgesetzten Flachen sind standortgerechte
Laubgehdlze (Artenauswahl und Pflanzqualitat siehe
Pflanzliste (b) im Anhang) mit einer Hohe von mindestens
0,8m anzupflanzen, dauerhaft zu pflegen und erhalten.
Bei Abgang von Geholzen ist innerhalb eines Jahres
gleichwertiger Ersatz zu pflanzen. Zuséatzliche Einfrie-
dungen sind nur in Form von durchsehbaren Draht- und
Metallzaunen mit einer Hohe von maximal 1,20m zulas-
sig und grundstlicksseitig (hinter der Hecke) anzuord-
nen.“

Und es steht in ,IV. Hinweise — J Spielplatz Fir die He-
ckenanpflanzungen am Kinderspielplatz sind Gehdlze zu
wahlen, [...]*

» Die Heckenpflanzung im Bereich des KSP wird abge- Um fur den Kinderspielplatz mehr Raum fir Spielflachen zu ge- berlcksichtigt
lehnt, damit die Fldche des Spielplatzes nicht noch ben, wird auf eine Festsetzung einer Eingriinung durch eine He-
mehr (um ca. 120 m?) verringert wird. Wenn eine Ein- ckenpflanzung verzichtet. Sollte sich bei der Ausfuhrungspla-
friedung gesetzt wird, dann wird sie auf die Grund- nung herausstellen, dass genlgt Flache zur Verfligung steht,
stlicksgrenze gebaut, damit die den Kindern zur Ver- ware eine Begrinung der Flache auch ohne Festsetzung win-
fligung gestellte Flache nicht noch kleiner wird. Des- schenswert. Die Planunterlagen werden angepasst.
wegen ist die Planzeichnung zu &ndern und der Hin-
weis J zu I6schen.

1.13 Pflanzliste von Strallenbaumen
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i) Teil B - Text: ,Anhang Pflanzliste (a) Angesichts der im-
mer starker splrbaren Auswirkungen des Klimawandels
(Trockenheit, Hitze, Starkregen) ist es zukinftig ggf. not-
wendig, auch nicht heimische Baumarten bei der Aus-
wahl und Pflanzung von StralRenbdumen zu bertcksich-
tigen (z. B. GALK-StraRenbaumliste), da diese den ver-
anderten
Anforderungen besser gewappnet sind.*

> Dies ist nicht ,zukiinftig ggf. notwendig*, sondern seit
Jahren wird dies als Stand der Technik umgesetzt.
Deswegen wird die Pflanzliste A grundsétzlich abge-
lehnt. Es ist Stand der Forschung, dass bei Stralen-
bdumen innerhalb des besiedelten Raums die aus-
schlaggebende Eigenschaft standortgerecht und nicht
Jheimisch” ist. Flir die O6ffentlichen Fldchen ist aus-
schlielllich auf die GALK-Liste hinzuweisen und jegli-
che Pflanzlisten und Verweise sind zu I6schen.

1.14  Veraltete Qualitatskategorie

j) Teil B — Text: ,Anhang Pflanzliste (b) [...] Heckenpflan-
zen, mind. 80 cm, 2xv.”

» Diese Qualitat gibt es nicht, die Kategorien sind
veraltet.

1.15 Heimische Laubbaume

k) Teil B — Text: Pkt. ,12.7 Auf dem Kinderspielplatz sind
mindestens vier standortgerechte Laubbaume Uberwie-
gend heimische Baumarten zu pflanzen, [...]*

> Entsprechend der Abstimmung zwischen 5.660 und
der UNB ist zu formulieren: ,Laubbdume (iberwiegend
moglichst heimische Baumarten*

Priifung und Abwéagung Ergebnis

Die Festsetzung Nr. 12.7 wird angepasst, fir StralRenbdaume berlcksichtigt
wird keine Pflanzliste vorgegeben.

Die Pflanzliste wird durch folgende Angabe aktualisiert: Str 2xv  berlcksichtigt
80-100 cm.

Die Planunterlagen werden angepasst. berlcksichtigt
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1.16 Forderung eines grofReren Kinderspielplatzes

[) Abwagung Pkt. 1.5: Wenn auf dem KSP 4 Baume ge-
pflanzt werden, bekommen sie eine Kronentraufe von je
ca. 50 m2. In diese Flache ist zum Erhalt der Bdume nicht
einzugreifen. Spielgerate flr 6 bis 12-jahrige Kinder brau-
chen einen Eingriff in den Boden zur Standsicherheit.
Also standen bei dem notwendigen Austausch der Spiel-
gerate in ca. 15 Jahren (Garantie der Hersteller) nur noch
464 — 4x50 = 264 m? zur Verfuigung. Das ist zu klein, um
ein DIN-gerechtes, vielfaltiges Bewegungsangebot zu re-
alisieren. In der Planzeichnung wird der KSP an zwei Sei-
ten von Stral3en begrenzt.

» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr fordert eine gré- Der Bauausschuss hat in seiner Sitzung am 18.10.2021 be- nicht bertcksichtigt

Bere Fldche fiir den Kinderspielplatz. Die nordwestli- schlossen, dass die Spielplatzgrofie in diesem Baugebiet in An-
che Wendeanlage ist nicht notwendig, wenn der Ab- betracht des kleinen Baugebiets ausreichend ist.
fallbehéltersammelplatz und die Gemeinschaftsstell-
platze an der StralBe angeordnet werden. Deswegen
soll die Spielflache nach Nordwesten verschoben und
vergréBert werden (s. Anlage 1 ,Anderungen zum B-
Plan-Entwurf von 5.660%). Dann wiirde die Spielplatz-
flache nur noch an einer Seite von einem Geh- und
Radweg begrenzt werden. Er wére dadurch sicherer
von Kindern zu erreichen.

1.17 Verortung Baume auf Kinderspielplatz

m) Abwagung Pkt. 1.6: Die Problematik ist nicht verstanden
worden. Der KSP ist so klein, dass es keinen vertragli-
chen Standort von Badumen mit den Solaranlagen gibt. Es
ist nicht maoglich, dies ,bei der Planung zu bertcksichti-
gen“ (s. Abwagung).

> Gemé&R Forderung der BU nach UV-Schutz fiir Kinder, Um einen Sonnenschutz zu erreichen, missten die Baume im nicht berlicksichtigt
werden zukliinftig die Baumkronen weder eingekiirzt sudlichen Bereich des Kinderspielplatzes positioniert werden.
wegen privater Belangen noch werden ‘kleine‘ Bdume,
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also eine Wuchshbhe 10

gepflanzt.

von

1.18 Verortung Schnitt AA

n) Die Verortung des Schnittes A-A ist im B-Plan-Entwurf
nicht ersichtlich.

» Der B-Plan-Entwurf sollte entsprechend ergénzt
werden.

1.19 Herstellung ErschlieBungsstralie

o) Die bereits im B-Plan 19.01.00 festgesetzte Zufahrt (Flur-
stiick 8/104) ist bisher nicht befestigt worden und ent-
spricht somit derzeit noch nicht den Anforderungen einer
offentlichen Stralle.

» Da dieses Flurstiick sich nicht im Umriss des jetzigen
B-Plan befindet, die erstmalige Herstellung jedoch per
ErschlieBungsvertrag zwischen ErschlieBungstrager
und dem hiesigen Bereich gefordert wird, fordert der
Bereich Stadtgriin und Verkehr, dass hierzu entspre-
chende, transparente Erlduterungen in die Begriin-
dung aufgenommen werden.

1.20 Machbarkeit Heckenpflanzungen zwischen

Grundsttck und Verkehrsflache

p) Entlang des WA 3 ist gemaR B-Plan-Entwurf zur Plan-
stra3e hin eine Heckenanpflanzung festgesetzt.

Priifung und Abwéagung

Dadurch wird bereits der grof3tmagliche Abstand zu dem Bau-
fenster eingehalten. Abhangig von Standort kann aber von min-
destens 10 m ausgegangen werden. Zudem sollte der Baum so
gewahlt werden, dass eine breite Krone entsteht, um eine grofit-
mogliche Verschattung des Spielplatzes zu ermoéglichen. Somit
ist die Hohe fur den Schutz nicht essenziell. Es wird weiterhin
kein Widerspruch zwischen Baumpflanzungen und PV-Anlagen
gesehen.

Die Planzeichnung wird erganzt.

Die Herstellung der ErschlieRungsstralde, die bereits im Bebau-
ungsplan 19.01.00 von 1967 als Verkehrsflache zur Erschlie-
Bung eines spateren Baugebietes festgesetzt ist, wird im Er-
schlielRungsvertrag geregelt. Die Zufahrt Gber diese Strale wird
in der Begrindung erlautert, weitere Ausfuhrungen sind in der
Begrindung nicht erforderlich und auch von 5.660 nicht ge-
wunscht.
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» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr hélt diese Festset-
zung in Verbindung mit den sonstigen Bedingungen
als widerspriichlich und problematisch. Die Ausfahrten
von den privaten Grundstiicken auf die Planstral3e
werden durch die Heckenanpflanzungen (bis 1,30 m
Héhe) erschwert, weil die Beeintrachtigungen in den
Sichtdreiecken verkehrsgeféhrdend wirken. Grund-
sétzlich ist die Anzahl der Wohnungen pro Grundsttick
auf 2 begrenzt; pro WE muss mindestens 1 Stellplatz
nachgewiesen werden, wobei es nur eine Uberfahrt
pro Grundstiick geben soll. Weiterhin sollen 50 % des
Vorgartens unversiegelt bleiben. Diese ineinander-
greifenden Forderungen sollten nach hiesiger Auffas-
sung im B-Plan-Entwurf oder im stédtebaulichen Kon-
zept dargestellt werden, um eine Machbarkeit zu liber-
priifen.

1.21 Geh- und Radweg nicht als ErschlieBung der
Flurstlicke 454 bis 458 umsetzbar

g) Zwischen der Planstrafie und ,Holzkoppel“ ist ein 3,00 m
breiter Geh- und Radweg dargestellt.

» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr weist vorsorglich Zur Sicherung der ErschlieBung der Flurstliicke 457 und 458
darauf hin, dass ein solcher Weg mit derartiger Fest- wird ein GFL-Recht zugunsten der Flurstiicke und der Versor-
setzung nicht geeignet ist, die potentiellen stadtischen gungstrager festgesetzt. Die Planunterlagen werden erganzt.
Grundstiicke (jetzige Flurstiicke 454 bis 458) verkehr-
lich zu erschliel3en.

1.22 Erlauterung Uberfiihrungsbauwerk

r) Heute existiert im Zuge der privaten Feldzufahrt (3,00 m
breiter F+R gem. B-Plan) ein Uberfiinrungsbauwerk iber
den Graben, der parallel der
Niendorfer Hauptstrale verlauft. Die derzeitige
Unterhaltung des Bauwerks obliegt demjenigen, fir den
die Zufahrt hergestellt wurde.
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» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr fordert, dass die zu-
kiinftige Unterhaltung dieses Bauwerks im B-Plan-Ver-
fahren erldutert und geklért wird.

Priifung und Abwéagung

Der Bebauungsplan setzt einen 6ffentlichen Ful3- und Radweg
fest. Die Unterhaltungspflicht des Bauwerkes obliegt nach Uber-
gabe des Grundstlickes der Hansestadt Libeck.

Die Begrindung wird erganzt.

Ergebnis

berlcksichtigt

Nr. 2 Hansestadt Liibeck — Bereich Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz — Untere Wasserbehorde (Schreiben vom 24.05.2023)

2.1 Wege und Leitungsrechte zugunsten

Entsorgungstrager

Aus Sicht der unteren Wasserbehtérde muss die Einlei-
tung des anfallenden Niederschlagswassers in den Gra-
ben am Hellkamp durch Wege- und Leitungsrechte sicher-
gestellt werden.

2.2 Prifung Anschlussmdoglichkeit an
der EBL

Es sollte geprift werden, ob der Anschluss des Regen-

rickhaltebeckens an die Rohrleitung der Entsorgungsbe-

triebe Lubeck (EBL) in suddstlicher Lage mdglich ist.

Rohrleitung

2.3  Klarung Gewasserverlauf bei Erlaubnis-

verfahren

Bei einer Einleitung in den Graben am Hellkamp Uber eine
Mulde ware im spateren Erlaubnisverfahren fir die Einleit-
stelle nach § 8 WHG der genaue Gewasserverlauf durch

den GPV Grinau zu klaren.

Die Einleitung in den ,Graben am Hellkamp* wird nicht Gber den
Bebauungsplan gesichert. Die Sicherung der Wege- und Lei-
tungsrechte wurde bereits durch den ErschlieBungstrager ver-
anlasst. Die Lage sowie die Groflke kénnen dem Wasserwirt-
schaftlichen Begleitplan entnommen werden.

Eine Anschlussmoglichkeit an die Rohrleitung der EBL wurde
durch den ErschlieBungsplaner gepruft. Das in dem Regenrick-
haltebecken zuriickgehaltene Oberflachenwasser wird gedros-
selt dem sudostlich gelegenen ,Graben am Hellkamp® Uber
oberirdische Mulden zugefuhrt. Die bendétigten Flachen wurden
gesichert.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Planvollzug
beachtet.

berlcksichtigt

berlcksichtigt

Kenntnisnahme

Nr. 3 Hansestadt Liibeck — Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz — Natur, Klima und Immissionen (Schreiben vom 01.06.2023)

I. Landschaftsplanerische Stellungnahme

Der Geltungsbereich des B-Planes befindet sich derzeit
im AuBRenbereich gem. § 35 BauGB, im Siedlungskontext
des Stadtteils Moisling. Die Flachen sind durch die derzei-
tige intensive Ackernutzung gepragt. Aufgrund der Plan-

Hinweis: Seinerzeit wurde das Verfahren gemaf § 13b BauGB
durchgeflihrt. Aufgrund der Unanwendbarkeit des § 13b BauGB
wird das Verfahren auf der Grundlage des § 215a Abs. 1 BauGB
im beschleunigten Verfahren in entsprechender Anwendung
des §13a BauGB weitergefihrt Die Eingriffsregelung wird im
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inhalte und der Lage im raumlich-funktionalen Zusam-
menhang der Gbrigen Bebauung, wird die Au3enbereichs-
flache in das beschleunigte Genehmigungsverfahren
gem. § 13 b BauGB mit einbezogen.

Aus Sicht der Landschaftsplanung bestehen zum Verfah-
rensstand nach § 4 (2) BauGB, des o0.g. B-Plans, keine
grundsatzlichen Bedenken. Das beschriebene Vorhaben
bildet einen Lickenschluss zum bestehenden Siedlungs-
kontext im Ortsteil Niendorf / Moorgarten, was einer Zer-
siedlung an anderer Stelle vorbeugt.

3.1 Inanspruchnahme Ackerflachen

Dennoch bereitet der B-Plan eine Inanspruchnahme von
Wohnbauflachen auf bisher unbebauten und dahinge-
hend unbelasteten Ackerflachen vor, die spater im raum-

lich-funktionalen Nutzungsgefiige der angrenzenden
Landwirtschaft fehlen und wiederum den
Nutzungsdruck auf diese Flachen erhdhen.
3.2 Fehlende Verzahnung zum Talraum

Die festgesetzten ,Flachen fir MaRnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft* gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB, weisen derzeit
keine Verzahnung zum 6stlich angrenzenden Talraum der
Grienau auf.

3.3 Schutzabstande zu MalRnahmenflache im WA 2,
WA 3 und WA 4

Priifung und Abwéagung

Zuge der Verfahrensfortfihrung gemall §215a BauGB nun-
mehr angewandt.

Durch die Umwandlung dieser kleinumfanglichen landwirt-
schaftlichen Flache wird der Nutzungsdruck auf die verbleiben-
den landwirtschaftlichen Flachen marginal erhéht. Demgegen-
Uber steht der mit der Planung verbundene positive Aspekte der
Versorgung der Bevolkerung mit Wohnraum.

Die ,Flachen fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ gem. § 9 (1) Nr.
20 BauGB werden nur im Bereich der privaten und stral3enbe-
gleitenden Mulden fur die Regenwasserrickhaltung festgesetzt.
Die Regenrickhaltemulde wird als Flache fur die Ruckhaltung
von Niederschlagswasser festgesetzt. Wenn eine Einzdunung
der Flache fur die nicht notwendig ist, kann die Flache nach Aus-
sage der Entsorgungsbetriebe Lubeck an den Gberwiegend tro-
ckenen Tagen durch die Offentlichkeit genutzt werden. Eine
Prifung hierzu erfolgt nach Abschluss des Bebauungsplanver-
fahrens.

Zudem ist ein Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit in Rich-
tung des Talraums festgesetzt. Weitere Planungen von Wege-
verbindungen Uber das Plangebiet hinaus kénnen nicht im Rah-
men dieses Bebauungsplanverfahrens geregelt werden.

Entlang der norddstlichen Grenze der Teilgebiete WA 3 und
WA 4 sind keine Heckenanpflanzungen vorgesehen. Bei dieser
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Zukunftiger Nutzungsdruck privater Garten und ein feh-
lender Schutzabstand, wirken zudem negativ auf die fest-
gesetzten Bepflanzungen innerhalb des WA 2 und an der
nordoéstlichen Grenze des Geltungsbereiches (WA 3 und
WA 4). Eine Aufweitung von min. 3,5 m, besser4 m, i.V.m.
einem Schutzbereich/-streifen hin zu den gepl. Privatgar-
ten, ist fir das angestrebte Entwicklungsziel - Lebens-
raum fur heimische Tierwelt und Sicherung der Bestands-
vielfalt (vgl. Begrindung S 39) - zweckmaliger. Dies ist
umsetzbar, durch eine Verringerung der Tiefe der jeweili-
gen Grundstlicke oder der Flache mit der Umgrenzung
von Flachen fir Stellplatze, Carports und Gemeinschafts-
anlagen gem. § 9 (1) Nr. 22 BauGB.

3.4  Wegeverbindung in den

Talraum

Darlber hinaus ist eine ist eine adaquate Einbindung des
geplanten Baugebietes, in Bezug auf den angrenzenden
Landschaftsraum und der damit in Verbindung stehenden
Landschaftserholung, im vorliegenden B-Plan-Entwurf
derzeit nicht ablesbar, da auf ein weiterflihrendes Wege-
system verzichtet wurde. Zur Forderung der Erlebbarkeit
ist, wie bereits im Beteiligungsverfahren nach § 4 (1)
BauGB (vgl. Auswertung der Frihzeitigen Behdrdenbetei-
ligung, Pkt. 5.1, S. 18) gefordert, eine Einbindung des Tal-
raumes der Grienau Uber eine Wegverbindung zu bertck-
sichtigen. Die Weiterfihrung der geplanten Anbindung
sollte entsprechend geprift werden und nicht unvermittelt
am Rand des Geltungsbereiches enden, um eine sinn-
volle Verknupfung eines zukinftigen Wegenetzes zu er-
reichen.

3.5

angrenzenden

Widerspruch  Einzaunung als
quartiersnahe Erholungsflache
Die Uberlagernde Festsetzung ,Offentliche Grinflache

und Anlage fur die Regenrickhaltung® ist ausdricklich zu

und Nutzung

Priifung und Abwéagung

MaRnahmenflache handelt es sich um die Festsetzung eine er-
forderliche Entwasserungsmulde fir die Regenwasserbewirt-
schaftung.

Eine Wegeverbindung zum Talraum der Grienau ist winschens-
wert, liegt jedoch auf3erhalb des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplanes Nr. 19.03.00. Damit eine fuRlaufige Anbindung zur
freien Landschaft (Talraum Grienau) zukinftig ermdéglicht wer-
den kann, wird ein Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit fest-
gesetzt. Eine Weiterflihrung des Weges ist in einem gesonder-
tem Verfahren zu planen.

Grundsatzlich ist die Planung und Umsetzung von Naherho-
lungsgebieten (Wegen) in der freien Natur ein wichtiges Ziel fur
Libeck. Eine VergroRerung des Geltungsbereichs ist zwar
grundsatzlich moglich, allerdings sind damit Abstimmungen und
Verhandlungen mit den Grundstlickseigentimern verbunden.
Der Umgang sprengt den Rahmen dieses von einem Vorhaben-
trager getragenen Verfahrens.

Die ,Flache fur MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft® gem. § 9 (1) Nr.
20 BauGB im Bereich der Regenrickhaltemulde wird als Flache
fur die Rudckhaltung von Niederschlagswasser festgesetzt.
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begrifRen, da eine Zuganglichkeit und Nutzung der Flache
als Freizeit- und Naherholungsflache die Quartiersnahe
Erholungseignung férdert. Eine Einzaunung, welche fir
die Absicherung einer ausschliefBlich technischen Ver-
und Entsorgungsanlage notwendig ware, wirde eine sol-
che Nutzung nicht zulassen.

3.6  Hinweis auf Klimaanpassungskonzept
Abschliefdend wird darauf hingewiesen, dass der unter
Kapitel 3.11 der Begrindung aufgefihrte Thematische
Landschaftsplan (TLP) ,Anpassung an den Klimaschutz*
aus dem Jahr 2014 von der Blrgerschaft nicht beschlos-
sen wurde. Stattdessen ist auf das im September 2020
von der Burgerschaft beschlossene ,Klimaanpassungs-
konzept fir die Hansestadt Libeck” (VO/2020/09071) Be-
zug zu nehmen.

Il. Eingriff in die Natur

3.7 Keine Erforderlichkeit
und Umweltprifung

Gemaly den Ausfihrungen unter Punkt 1.3 der Begrin-

dung, ist die Prifung der baurechtlichen Eingriffsregelung

sowie die Umweltprifung fur das geplante Bauvorhaben

nicht anzuwenden.

der  Eingriffsregelung

3.8  Verkehrliche Erschlieung

Aus Sicht der uNB ist jedoch die verkehrliche Erschlie-
Bung, im Suden des Geltungsbereiches zu prifen, da die
im B-Plan mit der Nr. 19.01.00 bereits festgesetzte ,6ffent-
liche Verkehrsflache® gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB, pla-
nungsrechtlich bereits zulassig ware. Zudem wurde diese
Flache von den angrenzenden Parteien bereits angelegt
und befestigt. Durch einen Einbezug dieser Flachen in die
ErschlielRungsplanung - z.B. durch einen Ausbau als Pri-
vatstralde -, wirde die suddstlich festgesetzte Wendean-
lage nicht bendtigt und eine Neuversiegelung an dieser

Priifung und Abwéagung

Sollte aus versicherungstechnischen Grinden eine Einzadunung
der Flache nicht notwendig werden, kann die Flache nach Aus-
sage der Entsorgungsbetriebe Libeck an den uberflutungs-
freien Tagen durch die Offentlichkeit genutzt werden. Eine Pri-
fung hierzu erfolgt nach Abschluss des Bebauungsplanverfah-
rens.

Die Begrindung wird angepasst.

Hinweis: Dies galt seinerzeit fir das Verfahren gemafl § 13b-
BauGB. Die Eingriffsregelung wird im Zuge der Verfahrensfort-
fuhrung gemafi § 215 a BauGB nunmehr angewandt.

Die zweite Anschlussmoglichkeit entlang Hellkamp 29 bis 35,
welche im Bebauungsplan 19.01.00 festsetzt ist, kann aus ei-
gentumsrechtlichen Grinden nicht umgesetzt werden. Die Fla-
chen wurden von der Hansestadt Lubeck an die Anliegenden
verkauft. Sie befinden sich im Privatbesitz und stehen als Ver-
kehrsflache nicht zur Verfigung.

Die angesprochene Flache der Grundstlickseigentimer wurde
als reine Zufahrt zu den Grundstlicken konzipiert. Die Flache
weist zudem nur eine Breite von 3,8 m auf und ist somit zu
schmal fur eine ErschlieRungsstralle.

Bebauungsplan 19.03.00 / Priif- und Abwagungsbericht / Teil B: Behdrdenbeteiligung gemal § 4 Abs. 2 BauGB (Stand: 22.04.2024)

Ergebnis

berlcksichtigt

Klarstellung

nicht berucksichtigt

17/30



Inhalt der Stellungnahme

Stelle vermieden werden. In Folge der Vermeidung einer
Neuversieglung konnte ein Teil der belebten Boden-
schicht und die damit in Verbindung stehende Funktion
des Bodens als Nahrstoff- und Wasserspeicher sowie
Schadstofffilter und -puffer erhalten bleiben.

3.9 Hinweise Pflanzliste

In Bezug auf die im Anhang der textlichen Festsetzungen
aufgefiihrte Pflanzliste der GALK-Straldenbaumliste und
deren Empfehlungen, ist aus Sicht der uNB weiterhin der
Pflanzung heimischer Baumarten den Vorzug zu geben.
Eine Resistenz gegenliber den zukinftigen Klimaveran-
derungen kann ebenso durch Verbesserung des Standor-
tes hervorgerufen werden.

3.10 Zeitraum flr Ersatzpflanzungen

Aus der Planzeichnung und Begrindung geht nicht her-
vor, weshalb Ersatzpflanzungen bei Abgang von Baumen
im Rahmen der Festsetzungen 12.1 innerhalb eines Jah-
res und 12.6 innerhalb von zwei Jahren erfolgen sollen.
Ersatzpflanzungen von Baumen sind einheitlich spates-
tens nach 1 Jahr vorzunehmen

lll. Artenschutz und zu Natura 2000
Es bestehen keine erheblichen artenschutzrechtlichen
Bedenken gegen die Planung.

3.11 Keine Betroffenheit der Natura 2000 Gebiete
Natura 2000-Gebiete sind nicht betroffen.

IV. Anpassung an den Klimawandel
3.12 Keine grundsatzlichen Bedenken

Priifung und Abwéagung

Die Bodenversiegelung wurde durch den Verzicht auf die Wen-
deanlage nicht erheblich reduziert werden, da es aufgrund des
Ausbaus zu einer Erschlieungsstrale zu Versiegelungen kom-
men wirde. Zudem wiurde in diesem Zuge in private Garten ein-
gegriffen werden.

Im Zuge der B-Planaufstellung wird die Flache analog den Fest-
setzungen des B-Planes 19.01.00 als Kleinsiedlungsgebiet
Uberplant. Die Festsetzung der Verkehrsflache tritt mit Inkraft-
treten des B-Planes 19.03.00 aufer Kraft.

Die Vorgabe von heimischen Baumen erfolgt nicht, da diese
nach Rickmeldung des bewirtschaftenden Bereichs Stadtgriin
und Verkehr nicht robust genug angesichts des Klimawandels
sind. Eine abschlielende Abstimmung zwischen 5.660 und der
uNB zu Pflanzlisten ware hilfreich.

Nach Abstimmung mit dem Bereich Stadtgrin und Verkehr ist
es aufgrund der hohen Arbeitsbelastung manchmal nicht mog-
lich innerhalb eines Jahres fur Ersatz der Baume zu sorgen,
deshalb wird diese Frist verlangert.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Aus Sicht der Klimaanpassung bestehen keine grundsatz-
lichen Bedenken gegen die Umsetzung der Planungen
des o.g. B-Planes.

Die Uberpriifung des Wasserhaushaltes gemaR A-RW 1
und die daraus resultierende Regenbewirtschaftung wur-
den im Rahmen des Wasserwirtschaftlichen Begleitpla-
nes (IBK Ingenieurbiro Bertz & Kosanow GbR - Stand:
13.09.2022) dargelegt. Die in der Fruhzeitigen Beteiligung
nach § 4 (1) BauGB aufgeflhrten Belange wurden in der
nun vorliegenden Planung - nach Mdéglichkeit - berlck-
sichtigt, erlautert und in entsprechend festgesetzt.

V. Klimaschutz

3.13 Belegungsgrad Dachflachen mit PV-Anlagen
Geeignete Dachflachen mussen vollstandig mit Photovol-
taikanlagen belegt werden. Ausgenommen sind stark
verschattete Flachen und Flachen fur Solarthermie oder
intensive Dachbegrinung. Es ist nicht zulassig, die Ver-
antwortung zur Errichtung der Photovoltaikanlagen auf die
spateren Eigentimer zu verlagern.

3.14 Uberdachung Parkplatze mit PV
Die Parkplatze sollten, sofern nicht begriint / verschattet,
ebenfalls mit Photovoltaik Gberdacht werden.

3.15 Fehlende Aussagen zu Baumaterialien

Im Energiekonzept wurde nicht auf die Baumaterialien
eingegangen. Es ist erforderlich, dass diese nachhaltig
sind, d. h. nachwachsend oder recycelt und wenn maoglich

Priifung und Abwéagung

Die Pflicht zur Ausstattung der Dachflachen mit Photovoltaikmo-
dulen fur die Nutzung der solaren Strahlungsenergie zur Strom-
erzeugung wird gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB fiir 60 % der
Dachflache festgesetzt. Die Pflicht zur Umsetzung von Photo-
voltaikanlagen wird zusatzlich Uber den stadtebaulichen Vertrag
geregelt.

Eine Pflicht zur Ausstattung der Hauptanlagen mit Photovoltaik-
modulen ist fir 60 % der Dachflachen im Bebauungsplan fest-
gesetzt. Zudem sind Carports und Garagen zwingend zu begri-
nen. Damit ist dem Klimaschutz in diesem Gebiet ausreichend
Rechnung getragen. Eine Pflicht zum Bau von Photovoltaikan-
lagen Uber Stellplatzen wird somit im Bebauungsplan nicht fest-
gesetzt und auch nicht im stadtebaulichen Vertrag geregelt.
Aufgrund des hohen Aufwandes, PV-Module im Bereich der
stralRenbegleitenden Parkplatze zwischen den Baumstandorten
zu installieren, wird im 6ffentlichen Raum auf eine Festsetzung
verzichtet.

Die Verwendung von nachhaltigen Baumaterialien wird im Ver-
trag nicht geregelt, um das Bauen nicht noch teurer zu machen.
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regional. Weiterhin sollte die Recyclingfahigkeit (,Cradle-
to-cradle®) berlcksichtig werden.

3.16 Infrastruktur fir Elektromobilitat

Die Infrastruktur flr Elektromobilitat muss nach GEIG auf
allen Parkplatzen bereitgestellt werden, da mehr als funf
Stellplatze errichtet werden. Die Zuordnung der Park-
platze zu den einzelnen Wohneinheiten spielt dabei keine
Rolle.

Im o6ffentlichen Raum sollten zur Férderung der Elektro-
mobilitdt ebenfalls Ladepunkte geschaffen werden.

VI. Immissionsschutz

3.17 Larmschutz

Zum Thema Larmschutz gibt es keine weiteren Anmer-
kungen.

3.18 Elektromagnetische Felder
Zum Thema Elektromagnetische Felder gibt es keine wei-
teren Anmerkungen.

Priifung und Abwéagung

Gemal § 6 GEIG muss jeder Stellplatz mit der Leitungsinfrastruk-
tur fUr die Elektromobilitat ausgestattet werden, wenn ein Wohnge-
baude errichtet wird, welches tber mehr als funf Stellplatze verfiigt.
Es handelt sich hier um Reihenhduser und nicht um ein Wohnge-
baude. Jedem Reihenhaus ist ein Stellplatz zugeordnet. Dement-
sprechend findet hier § 6 GEIG keine Anwendung.

Das Vorhalten von Ladeinfrastruktur im o&ffentlichen Raum in den
allgemeinen Wohngebieten ist nicht erforderlich, da die Bebauung
ausschlief3lich aus Einzel-, Doppelhausern und Reihenhausgrup-
pen besteht. Ladevorrichtungen kénnen auf den Grundsticken er-
richtet werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nr. 4 Hansestadt Liibeck — Bereich Wirtschaft und Liegenschaften (Schreiben vom 05.05.2023)

4.1 Nachverdichtungspotenzialen

an der Holzkoppel nutzen

Die Hansestadt Lubeck ist Eigentiimerin mehrerer an das
B-Plangebiet angrenzender Erbbaurechtsgrundstiicke in
der Holzkoppel. Diese bieten aufgrund ihrer Tiefe umfang-
reiche Nachverdichtungsmdglichkeiten, deren stadtepla-
nerische Gestaltung im Zuge des aktuellen Bebauungs-
planverfahrens leider nicht erfolgt ist. Wir sehen diesbe-

zlglich ein Versaumnis, da infolge der beabsichtigten

Der Bauausschuss hat in seiner Sitzung am 18.10.2021 be-
schlossen, dass das B-Plangebiet Niendorf / Holzkoppel entge-
gen dem urspringlichen Auftrag an die Verwaltung nicht um Fl&-
chen an der Holzkoppel erweitert werden soll. Somit hat der
Bauausschuss das Ziel des Aufstellungsbeschlusses ,Eroff-
nung der Mdglichkeit einer rickwartigen Erschlieung von
Grundstiicken an den Straf3en Holzkoppel und Hellkamp® revi-
diert.
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Festsetzungen zukinftig eine erhebliche bauliche Ver-
dichtung an unseren Grundsticksgrenzen vorgesehen ist.

4.2 Neue Erbbaurechte angrenzender Grundstiicke
Die Hansestadt Libeck beabsichtigt auf den Grundstu-
cken nach Teilung (siehe auch die neu geschaffenen Flur-
stlicke 454 bis 458 — hinter Holzkoppel 4, Katasterauszug
anbei) neue Erbbaurechte zur Wohnbebauung auszuge-
ben. Wir gehen davon aus, dass infolge der Rechtskraft
des B-Planes 19.03.00 eine Bebaubarkeit der angrenzen-
den Grundstlicke gem. § 34 BauGB gegeben ist.

4.3  ErschlieBung angrenzender Grundsticke Uber
Flurstiick des angedachten Fuf3- und

Radweges

Vor dem Hintergrund, dass wir beabsichtigen, auf den vor-
genannten Grundsticken Nachverdichtung vorzuneh-
men, mochten wir dem Uber unser Flurstiick 455 geplan-
ten offentlichen Ful3- und Radweg widersprechen. Diese
Flache wurde bereits neu vermessen und wird zur Er-
schlieBung der Flursticke 457 und 458 dringend bendtigt.
Ein entsprechendes Geh-, Fahr- und Leitungsrecht ist hier
fur die vorgenannten Flurstlicke vorzusehen.

4.4 Nachtrag vom 17.05.2023 — Uberbau seitens
Flurstuck 1/15

Auf dem Flurstlick 455, Flur 3, Gemarkung Niendorf Moor-
garten wurde im Rahmen der erfolgten Vermessung ein
Uberbau seitens Flurstiick 1/15 festgestellt. Das Erbbau-
rechtsmanagement ist zum Zwecke einer Losungsfindung

im Gesprach mit den Eigentimern des Flurstiickes 1/15.

Priifung und Abwéagung

Eine ErschlieBung der hinteren Grundsticke (Flursticke 457
und 458) von der Holzkoppel wird tber ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht gesichert. Die Planung sichert damit die Erschlie-
Bung fir eine Zweite-reihe-Bebauung in diesem Bereich. Eine
Zweite-Reihe-Bebauung auf groReren Grundsticken im Umfeld
kann zuklnftig durch ein gesondertes Bebauungsplanverfahren
ermdglicht werden.

Die neu entstandenen Grundstlicke sind nach § 34 BauGB zu
beurteilen. Sobald die Bebauung aus dem Bebauungsplan
19.03.00 umgesetzt wurde, sollte auch die Bebauung der
Grundstlicke zuldssig sein, dies ist zu gegebener Zeit zu prfen.

Zur Sicherung der Erschliefdung der Flurstiicke 457 und 458
wird ein GFL-Recht zugunsten der Flurstiicke und der Versor-
gungstrager festgesetzt. An der Festsetzung der 6ffentlichen
Wegeverbindung wird festgehalten. Ziel ist ein attraktives und
vielfaltiges Wegenetz vorzugeben.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Priifung und Abwéagung Ergebnis

Nr.5 Landeskriminalamt, Kampfmittelraumdienst (Schreiben vom 18.04.2023)

5.1 Uberprifung Kampfmittelbelastung

In der 0. a. Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht auszu-
schlielen. Vor Beginn von TiefbaumalRhahmen wie z. B.
Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Stralien-
bau ist die 0. a. Flache/Trasse gem. Kampfmittelverordnung
des Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmittel untersuchen
zu lassen. Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Lan-
deskriminalamt, Dezernat 33, Sachgebiet 331, Mihlenweg
166, 24116 Kiel durchgefluhrt. Bitte weisen Sie die Bautrager
darauf hin, dass sie sich friihzeitig mit dem Kampfmittelraum-
dienst in Verbindung setzen sollten, damit Sondier- und
Raummaflnahmen in die Baumallnahmen einbezogen wer-
den kénnen.

bereits beriicksich-
tigt

Die Stellungnahme wurde bereits berlcksichtigt.

Es wird auf die Begrindung (Stand: 06.03.2023, S. 8) verwie-
sen: ,Gemal Schreiben des Kampfmittelrdumdienstes vom
11.02.2021 sind im Plangebiet keine Kampfmittel zu erwarten.”

Nr. 6 Hansestadt Liibeck — Bereich Entsorgungsbetriebe Libeck (Schreiben vom 26.05.2023)

Die Entsorgungsbetriebe Libeck (EBL) nehmen im Rah-
men des Beteiligungsverfahrens zum §4(2) Verfahren
nach BauGB Stellung.

Die Entsorgungsbetriebe sehen den B-Plan in der Form
vom 18.04.2023 wie bereits wahrend unserer gemeinsa-
men Besprechung am 15.05.2023 erlautert als nicht zu-
stimmungsfahig und sehen die Erschlielung hinsichtlich
Regenwasser als nicht gesichert an. Dies hat zwei
Grinde: Zum einen die Festsetzung im Bereich des Re-
genruckhaltebeckens, zum anderen die Vorflut des Ab-
flusses aus dem Becken in das Gewasser.

6.1 Niederschlagswasser:

zur Planzeichnung

Die Anlagen zur Regenwasserrickhaltung in der Grinfla-
che sind mit einer Uberlagernden Festsetzung, offentliche
Griinflache und Regenwasserriickhaltung,
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versehen. Dieses entspricht nicht den Vorgaben der EBL
und des Bereiches Stadtgrun.

Da diese Flache bei jedem Regenereignis eingestaut wird
(im Bemessungsfall bis zum 2-jahrlichen Niederschlags-
ereignis, siehe Tabelle 2 DIN EN 752), ist diese Flache als
Abwasseranlage im Bebauungsplan festzusetzen. Analog
dazu ist das so in der DWA A-118 geregelt.

Tabellen DIN EN 752 Bemessungshaufigkeiten der Kanalisation und deren An-
lagen je nach Nutzung

Dieses entspricht auch den gemeinsamen Gesprachen
mit allen Beteiligten, um auch die stadtinterne Zustandig-
keit bereits im B-Plan zu regeln. Daher sollte nach Auffas-
sung der EBL die Flache des Regenriickhaltebeckens ein-
deutig den EBL zugeordnet werden, da es sich dabei um
ein abwassertechnisches Bauwerk handelt und Teil der
offentlichen Entwasserung (Kanalnetz) ist. Einer Uberla-
gernden Festsetzung wird nicht zugestimmt. Die Flachen
fur Abwasserbeseitigung, wie in der Zeichenerklarung
nach §9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB definiert, sieht eine Festset-
zung von Flachen fur die ,...Abwasserbeseitigung, ein-
schlieBlich der Ruckhaltung und Versickerung von Nieder-
schlagswasser...“ vor.

Dazu zahlt demnach nicht die Festsetzung von o&ffentli-
chen Grunflachen.

Uberlagernde Festsetzungen sind aus Sicht der EBL hier
nur moglich, wenn die Anlagen getrennt voneinander aus-
gefuhrt werden. (z.B. durch den Einbau von unterirdischen

Bebauungsplan 19.03.00 / Priif- und Abwagungsbericht / Teil B: Behdrdenbeteiligung gemal § 4 Abs. 2 BauGB (Stand: 22.04.2024) 23/30



Inhalt der Stellungnahme Priifung und Abwéagung Ergebnis

Speicherrigolen unterhalb der Grinflache, wie bspw. Am
Guterbahnhof).

Mit diesem Stand sehen die EBL die Erschlielung hin-
sichtlich Regenwasser daher als nicht gesichert

an.

6.2 Uberlagernde Festsetzung Die Anregung wird bertcksichtigt. Die Flache wird als Uberla- berlcksichtigt
Eine Uberlagernde Festsetzung ware aus Sichtder EBL in gernde Festsetzung “Offentliche Grinflache und Flachen fiir die

der umliegenden 6ffentlichen Griin- und Wegeflache még- Ruckhaltung von Niederschlagswasser” festgesetzt und erhalt

lich. Da diese nur in seltenen Starkregenfallen Gberflutet ein Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit und ein Fahrrecht zu-

werden und damit in der Regel als Aufenthaltsflachen der gunsten der Versorgungstrager.

Offentlichkeit zur Verfiigung stehen. Somit kdnnten die 6f-

fentlichen Grinflachen im B-Plan Gebiet Giberlagernd fest-

gesetzt werden und im Starkregenfall das Wasser zwi-

schenspeichern (siehe Abbildung 1).

Abbildung 1: Vorschlag zur uberlagernden Festsetzung
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6.3  Festsetzungen der Regenrlckhalterdume Der Bereich der Regenrickhaltemulde im Stdosten wird als teilweise  bertck-
Wir verweisen zudem auf die bisher gemachten Aussagen Flache fur die Rickhaltung von Niederschlagswasser festge- sichtigt
bzgl. der Mallnahme M18 des Klimaanpassungskonzep- setzt.
tes. Die dortige Definition entspricht nach unserer Auffas- Der Bereich der strallenbegleitenden Graben wird als Verkehrs-
sung den hier vorgetragenen Bedenken und widerspricht flache besonderer Zweckbestimmung (verkehrsberuhigter Be-
der hier im B-Plan getroffenen Uberlagernden Festsetzun- reich) Gberlagernd mit einer MaRhahmenflache — Regenwasser-
gen. rickhaltung — festgesetzt.
Die privaten Mulden werden als private Grinflachen mit Gberla-
gernder MalRnahmenflache — Regenwasserriickhaltung — fest-
gesetzt.

Diese Festsetzungen waren bspw. fur die Uberflutungsfla-
chen im B-Plan 32.77.00 umsetzbar und wiurden dann der
Definition aus dem Klimaanpassungskonzept entspre-
chen. Aus dem Bericht des Projektes MURIEL lassen sich
ebenfalls die in Frage kommenden Flachen zur multifunk-
tionalen Flachennutzung herleiten. Diese Definition
stimmt mit der aus dem Klimaanpassungskonzept Uberein
(siehe Folgende Abbildung).

Aus dem gemeinsamen Gesprach dazu am 15.05.23 lasst Das Gutachten zur Verkehrssicherheit wird nach Erfordernis berucksichtigt
sich festhalten, dass die EBL dieser Festsetzung zustim- nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens beauftragt.
men bzw. auf die Errichtung eines Zaunes verzichten,
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wenn der Versicherer in einem Gutachten das Schadens-
potential als so gering einschatzt (bspw. geringe Bo-
schungsneigungen von max. 1:5), dass auf einen Zaun
verzichtet werden kann. Dies ware auch beim Steinrader
Damm noch zu prufen. Ansonsten wirde die EBL dort
nicht auf die Errichtung eines Zaunes verzichten kénnen,
unabhangig von der Festsetzung im B-Plan, da es sich um
eine abwassertechnische Anlage handelt und die EBL als
Unterhaltungspflichtige damit auch verkehrssicherungs-
pflichtig sind.

6.4  Anschlussmoglichkeit an die Rohrleitung

Im Plan ist keine Vorflut in Richtung Graben ersichtlich. Im
wasserwirtschaftlichen Begleitplan und in der Begriindung
wird aber von einem Abfluss in den Graben ausgegangen.
Die Entsorgungsbetriebe sehen sich bis zum Auslauf des
Beckens zustdndig. Dartber hinaus missen die Zustan-
digkeiten und Definitionen geklart werden. Ebenso muss
die Vorflut Uber das private Grundstiick gesichert werden.

6.5 Darstellung Notwasserweg
Der Notwasserweg im strallenbegleitenden Grln ist nicht
dargestellt.

6.6 Klarstellung Regenruckhaltemulde/-becken

Zur Begrindung: Es wird geschrieben, dass eine Versi-
ckerung nicht méglich ist. Daher ist nicht von einer Riick-
haltemulde zu sprechen, sondern von einem Rickhalte-
becken, welches den EBL in der Unterhaltung zuzuschrei-
ben ist und als Flache der Niederschlagswasserbeseiti-
gung dienen muss. Dies ist zu andern und anzupassen.

6.7  Weitere Hinweise

Die Ableitung des Regenwassers aus dem Becken ist im
WBP als Rohrleitung ausgebildet. Eine DN 150 ist aus
Sicht der EBL nicht langfristig wartungsarm zu betreiben
(mind. DN 300). Zudem wird in dem Knick eine Verlegung

Priifung und Abwéagung

Eine Anschlussmdglichkeit an die Rohrleitung der EBL wurde
durch den Erschlielungsplaner gepruft. Das in der Regenriick-
haltemulde zurtickgehaltene Oberflachenwasser wird gedros-
selt dem sudostlich gelegenen ,Graben am Hellkamp® Uber
oberirdische Mulden zugefiihrt. Die bendtigten Flachen wurden
gesichert. Die Lage ist dem Wasserwirtschaftlichen Begleitplan
zu entnehmen. Weitere Details sind im Genehmigungsverfah-
ren zu klaren.

Der Notwasserweg liegt innerhalb der stral3enbegleitenden Mul-
den und muss nicht gesondert festgesetzt werden.
Die Begruindung wird klarstellend erganzt.

Die Regenruckhaltemulde wird naturnah ausgebildet und be-
wirtschaftet das Regenwasser mit dem Ziel, dass es vorrangig
verdunstet werden kann. Ein kleiner Anteil kann versickert wer-
den.

Es ist eine Ableitung Uber eine oberirdische Mulde in den ,Gra-
ben am Hellkamp® vorgesehen.

Im Bebauungsplan werden keine GFL-Rechte festgesetzt. Der
Bereich befindet sich nicht im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes. Der Vorhabentrager hat entsprechende Regelungen zur
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genehmigungstechnisch schwierig. Eine offene Mulde Unterhaltung und Erreichbarkeit mit dem Grundstlickseigentu-
ware anzustreben. Es muss aber durch GFL eine Unter- mer getroffen. Der Begriff Mulde regelt nicht zwangslaufig, dass
haltung und Erreichbarkeit sichergestellt werden. Die De- damit eine Versickerung verbunden ist. Da die Einstauhdhe hier
finition als Gewasser ware hier aus Sicht der EBL anzu- max. 30 cm betragen wird, ist der Begriff Mulde hier passend.
streben. Es ist fraglich, ob das Gewasser in dem Bereich

Uber ein Aufhebungsverfahren geordnet aufgehoben

wurde. Sollte dies nicht das Fall sein, bedarf es keinem

Ausbauverfahren, sondern der Verlauf, derimmer noch zu

sehen ist, wird wieder hergestellt. Dann ware LPA Unter-

haltungspflichtig. Eine Einleitstelle der EBL ware am Aus-

lauf des Beckens zu definieren.

Auch dieser Punkt bedarf der Klarung und Sicherung, da-

mit von einer gesicherten Erschlielung hinsichtlich Re-

genwasser ausgegangen werden kann.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Mindestabstande zu

den Kanalen in der Stral3e eingehalten werden miissen.

Durch Parkbuchten, Mulden und einen verringerten Stra-

Benquerschnitt miissen ansonsten weitere Trassen flr

Leitungstrager vorgesehen werden und Uber GFL gesi-

chert werden.

6.8 Wendemdglichkeiten —  Gewahrleistung der Es ist nicht vorgesehen, dass eine Wendemdglichkeit wegfallt. bericksichtigt
Durchquerung mit Mullfahrzeugen Ein Befahren mit Mullfahrzeugen durch das Gebiet wird gewahr-

Sollten etwaige Wendemadglichkeiten wegfallen, dann nur, leistet.

wenn durch eine weitere Zuwegung zum B-Plan-gebiet

gewahrleistet ist, dass mit Mullfahrzeugen ein Durchfah-

ren des Gebietes ohne Rickwartsfahren

moglich ist.

Nr.7 Hansestadt Liibeck — Bereich Familienhilfen / Jugendamt (Schreiben vom 04.05.2023)

7.1 Treffpunkte fur Kinder und Jugendliche Im Eingangsbereich des Gebietes ist ein o6ffentlicher Kinder- teilweise  beruck-
Aus Sicht der Bereichs Jugendarbeit ist Sorge zu tragen, spielplatz geplant. Der Spielplatz soll fur 6- bis 12-jahrige Kinder sichtigt
dass genugend Freiflache vorhanden ist, die von Kindern- attraktiv gestaltet werden. Um dieser MalRgabe zu entsprechen,
und Jugendlichen fir informelle Treffen und Ruckzugsorte wurde zwischen dem Investor und dem Bereich Stadtgriin und
Verkehr abgestimmt eine Kletternetzpyramide zwischen 6 und
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in der Freizeit genutzt werden kdnnen. Ebenfalls erforder-
lich ist eine ausreichende Berlcksichtigung nichtkommer-
zieller Freizeitmdglichkeiten fur Kinder und Jugendliche.

7.2 FlachengroRe Kinderspielplatz prifen

Um innerhalb des Bebauungsplans mehr Spielraum flr
Nutzung durch Kinder und Jugendlichen zu schaffen, er-
scheint es aus Sicht des Bereichs Jugendarbeit sinnvoll
nochmals zu prifen, ob die beiden vorgesehen Wende-
hammer als Verkehrsflachen bendtigt werden. Win-
schenswert ist aus Sicht des Bereichs stattdessen eine
Erweiterung des Spielplatzes vorzunehmen und Flachen
fur Aktivitaten wie Boulder und Parcours zu schaffen. Um
die Sicherheit fir die Kinder auf den Spielplatz zu erho-
hen, ist es wiinschenswert, den Spielplatz so zu legen,
dass er nicht an zwei Seiten von einer Stralle begrenzt
wird.

7.3  SpielstralRe / Verkehrsberuhigter Bereich

Dariber hinaus ist aus unsere Sicht zu prifen, ob die ver-
kehrsberuhigte Stral3e als Spielstrallen ausgewiesen wer-
den kann, um Flachen zum Radfahren und Skaten zu
schaffen.

74 Interessen Kinder und Jugendlich beachten

Bei der Abwagung mit anderen Interessen ist darauf zu
achten, dass durch die UN KRK, Artikel 3 der Vorrang der
Interessen und Winsche von Kindern und Jugendlichen
gesetzlich vorgeschrieben ist.

7.5 Beteiligung bei Kinderspielplatzgestaltung
Die konkrete Gestaltung des Kinderspielplatzes ist in ei-
nem weiteren Beteiligungsverfahren zu erarbeiten.

Priifung und Abwéagung

7 m Hohe zu errichten. FUr die Altersgruppen 13 bis 17 Jahre
sind keine gesonderten Ruckzugsorte eingeplant.

Die Wendehammer sind aus verkehrlicher Sicht erforderlich, um
eine ErschlieBung des gesamten Gebietes zu gewahrleisten.
Vor allem auch im Hinblick auf Mdllabfuhr und Rettungsdienste.

Der Bauausschuss hat in seiner Sitzung am 18.10.2021 be-
schlossen, dass die Spielplatzgrdl3e hier in Anbetracht des klei-
nen Baugebiets ausreichend ist.

Die Wendeanlagen kdnnen und sollen jedoch gleichfalls wie der
verkehrsberuhigte Bereich fur Spiel und Bewegung (z. B. Ball,
Rollerblades) genutzt werden (=Spielstrale).

Es wird ein verkehrsberuhigter Bereich vorgesehen. Hier sind
FulRganger und Fahrzeuge gleichberechtigt. Fahrzeuge dirfen
nur Schrittgeschwindigkeit fahren. Umgangssprachlich wird der
verkehrsberuhigte Bereich auch als Spielstral3e bezeichnet. Die
Aufenthaltsfunktion und damit auch Spielmoéglichkeiten sind
ausdrucklich Ziel eines verkehrsberuhigten Bereichs = Misch-
verkehrsflache ohne getrennte Gehwege.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Durchfihrung einer Kinder- und Jugendbeteiligung wird
Uber den ErschlieBungsvertrag gesichert.
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Nr.8 Hansestadt Liibeck — Bereich Feuerwehr (Schreiben vom 16.05.2023)

8.1 Ergdnzung zu Abschnitt 13.2 — Die detaillierten Feuerwehrzufahrten werden im Bauantragsver- Kenntnisnahme
Feuerwehrzufahrten u. ErschlieBungsstrafien: fahren gepruft und festgelegt.
Die Erreichbarkeit der geplanten Gebaude ist fir die Ein-
satzfahrzeuge der Feuerwehr Uber die o6ffentlichen Er-
schliefungsstralen sicherzustellen. Fir die weitere Pla-
nung, Bemessung und Ausfliihrung wird daher weiterhin
auf die Muster-Richtlinie Uber Flachen fur die Feuerwehr:
2009-10 Ifd. Nr. A2.2.1.1 und Anlage A2.2.1.1/1 der Ver-
waltungsvorschrift Technische Baubestimmungen fur das
Land Schl.-H. (VVTBSH), Ausgabe Mai 2022, verwiesen.

8.2 Ergdnzung zu Abschnitt 13.3 — Der Hinweis wird im Planvollzug beachtet. Kenntnisnahme
Ldschwasserversorgung —
Anordnung von Hydranten:

Der Léschwasserbedarf, der Uber die offentliche Trink-
wasserversorgung erfolgt, ist Uber geeignete Hydranten
sicherzustellen. Die Hydranten sind im Rahmen der wei-
teren Planung so anzuordnen, dass eine Loschwasser-
entnahme jederzeit leicht méglich ist. Die Hydranten dir-
fen nicht Uberbaut oder durch parkende Fahrzeuge in ihrer
Nutzbarkeit eingeschrankt werden. Ggf. sind bauliche
Malnahmen zu treffen, die eine Einschrankung der Nut-
zung verhindern. Die Hydrantenabstande aus dem Ver-
sorgungsnetz, die auch der LoOschwasserversorgung
(Grundschutz) dienen, dirfen 150 m nicht Ubersteigen.
GréRere Abstande von Hydranten bedirfen der Kompen-
sation durch andere geeignete Léschwasserentnahme-
stellen.

Die Léschwasserversorgung fur den ersten Léschangriff
zur Brandbekdmpfung und zur Rettung von Personen
muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie von der 6f-
fentlichen Verkehrsflache bis zum Grundstick bei einer
Ergiebigkeit von mind. 50 % des insgesamt Loschwasser-
bedarfs sichergestellt werden. Die gesamte fir den
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Grundschutz erforderliche Léschwassermenge ist in ei-
nem Umkreis von 300 m aus maximal 2 Entnahmestellen
sicherzustellen. Die Lage der Hydranten ist durch Hin-
weisschilder gemaf DIN 4066 deutlich zu kennzeichnen.

Nr. 9 Hansestadt Liibeck — Bereich Stadtplanung und Bauordnung — Stadtentwicklung (Schreiben vom 15.05.2023)

9.1 Keine wohnortnahe Nahversorgung Die Begriindung wird erganzt. berlcksichtigt
Zu Kapitel 3.7: Im letzten Satz wird ausgeflihrt, dass eine

-ausreichende Versorgung des Plangebietes” gegeben

ist. Aufgrund der grol3en Entfernung zu den nachstgele-

genen Lebensmittelmarkten ist keine wohnortnahe Ver-

sorgung im Sinne des Einzelhandelszentren- und Nahver-

sorgungskonzeptes gegeben. Aufgrund der geringen

Mantelbevolkerung ist eine entsprechende Versorgung

auch unrealistisch. Ich wirde den letzten Satz einfach

streichen.

9.2 Formulierungsvorschlag — Die Begrindung wird erganzt. bertcksichtigt
Reserveflachen im FNP

Zu Kapitel 3.2: Nach dem LEP sind ausschlie3lich FNP
Reserveflachen in stadtebaulich integrierter Lage als Po-
tenzialflache fir die Innenentwicklung anzusehen.

Der Satz ,Daruber hinaus sollen Reserveflachen inner-
halb des wirksamen Flachennutzungsplanes Uberpruft
werden® sollte daher um ,in stadtebaulich integrierte Lage*
erganzt werden.

Die Originale der Stellungnahmen kénnen bei Bedarf im Bereich Stadtplanung und Bauordnung eingesehen werden.

Aufgestellt:

Libeck, den 22.04.2024

Hansestadt Libeck, Fachbereich Planen und Bauen, Bereich Stadtplanung und Bauordnung
in Zusammenarbeit mit dem Planungsburo Ostholstein
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Burger:in 1.

Hansestadt LUbeck per Mail an:

Der BUrgermeister bebauungsplanung@luebeck.de
Bereich Stadtplanung und Bauordnung

Staddtebauliche Projekte und Bebauungsplanung

MUhlendamm 12

23552 Lubeck
LUbeck, 08.05.2023

Stellungnahme Planentwirfe Bebauungsplan 19.03.00 Niendorf-Holzkoppel
Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit nehme ich fristgerecht Stellung zu o.a. Planungsentwurfen.

Zu Bebauungsplanzeichnung 19.03.00 sowie 1.3 Planungsrechtliches
Verfahren

In der Begrundung zum Bebauungsplan 192.03.00 — Niendorf / Holzkoppel -
Entwurf zur offentlichen Auslegung gemaB § 3 Abs. 2 BauGB

sowie zur Behdrdenbeteiligung gemaB § 4 Abs. 2 BauGB

in der Fassung vom 06.03.2023 wird in der Einleitung unter 1.3
Planungsrechtliches Verfahren folgendes auszugsweise aufgefihrt:
»Aufgrund des einzuhaltenden Leitungsschutzes zur Freileitung ist die
ErschlieBung der GrundstUcke im rGckwartigen Bereich des Hellkamps nicht
moglich.”

Die TraveNetz GmbH (EigentUmers der 110-kV-Freileitung) verweist in den
Stellungnahmen vom 07.12.2021 und 20.12.2021 zum Bebauungsplan 19.03.00
darauf, dass fur die angrenzende und in Betrieb befindliche Freileitung
innerhalb des Geltungsbereiches entsprechende Leitungsschutzzonen und
hiermit verbundene bauliche Einschrdnkungen zu beachten sind.

Die nachfolgenden AusfUhrungen wurden nach Rucksprache mit der
TraveNetz GmbH grundsatzlich bestatigt.

Bauliche Einschrdnkungen ergeben sich aus Vorgaben zutreffender
Regelwerke (insbesondere DIN EN 50341, DIN VDE 0105) sowie ggf. darUber
hinaus gehende Einschrénkungen des EigentUmers der Freileitung und
beziehen sich auf eine Fldche unter einer Freileitung. Diese durch die
Uberspannung der Leitung in Anspruch genommene


RoweNi
Texteingabe
Bürger:in 1.


FIdche wird als Schutzbereich bezeichnet und ist fUr den sicheren Betrieb einer
Freileitung sowie fUr die Instandhaltung notwendig. Innerhalb des
Schutzbereiches mUssen vorgeschriebene Sicherheitsabstdnde eingehalten
werden. FUr die Ermittlung der FIiGdche des Schutzbereiches muss das maximal
maogliche, seitliche Ausschwingen der Leiterseile berucksichtigt werden.
Dadurch ergibt sich eine parabelférmige Abgrenzung der Schutzzone, die im
Bereich der Maste am engsten und in Spannfeldmitte am gréBten ist. Derim
Bebauungsplan angenommene Schutzbereich mit gleichem Abstand zur
Trassenmitte ist somit nicht richtig. DarUber hinaus ist nicht nachvollziehbar,
warum als Ergebnis der Profung und Abwdgung hergeleitet wird, dass ,,der
Leitungsschutzbereich der 110-kV-Freileitung in einer Breite von 60,0 m, d. h.
jeweils 30,0 m von der Leitungsachse nach beiden Seiten freigehalten wird.*
BerUcksichtigung finden mussen in einem vom Leitungseigentimer
festgelegten Schutzbereich (parabelférmig; deutlich kleiner als +/- 30m von
Trassenmitte) die sich aus 0.a. Regelwerken vorgegebenen
Mindestsicherheitsabstdnde zu Bauwerken. Die Freihaltung von Bauwerken im
Schutzbereich wurde und wird nach meiner Kenntnis vom Leitungseigentimer
nicht gefordert.

Die baulichen Einschrdnkungen, ndmlich Mindestabsténde zu
spannungsfUhrenden Teilen der 110-kV-Freileitung, sollten nach RUcksprache
mit dem Leitungseigentumer festgelegt und ebenfalls auch ein realistischer
Schutzbereich berucksichtigt werden. Ein 60 Meter breiter Schutzbereich ist fur
eine 110-kV-Freileitung nach meiner Kenntnis vollig unrealistisch.

In diesem Zusammenhang wird die Bebaubarkeit der rGckwartigen Hellkamp-
GrundstUcke unter Einhaltung von Sicherheitsabstdnden grundsdtzlich auch
moglich, auch wenn geplante Bauvorhaben im Bereich des (neu zu
bestimmenden) Schutzbereichs der 110-kV-Freileitung liegen. Die in der
Begrindung aufgefUhrte Unmadglichkeit der ErschlieBung der Grundsticke im
rOckwartigen Bereich des Hellkamps ,,aufgrund des einzuhaltenden
Leitungsschutzes zur Freileitung* ist m.E. dementsprechend nicht zutreffend
und ist unter BerUcksichtigung der o.a. ErlGuterungen richtig zu stellen.
Weiterhin ergibt sich dadurch, dass die ErschlieBung von ruckwdartigen
Hellkamp-GrundstUcken Uber die neue innere ZufahrtsstraBe erfolgen sollte,
weil diese ErschlieBung sinnvoller und Resourcen schonender ist als eine
ErschlieBung von Zweiter-Reihe-Bauvorhaben Uber den Hellkamp.

Zusammenfassend sollte also grundsatzlich die erweiterte Planung for die
Bebauungsmoglichkeiten sowie die ErschlieBung der rockwdartigen Hellkamp-
GrundstUcke wieder aufgenommen und berUcksichtigt werden. Einige
EigentUmer des Hellkkamp (ungerade Hausnummern) denken bereits an eine
Bebauung der hinteren Gartengrundstucke bzw. haben diese geplant oder
konkret vorangefragt.

Zu 5.3.1 Anbindung an offentliche StraBenverkehrsflachen



Die neuen Baugrundsticke sollen ausschlieBlich Uber eine neue ZufahrtsstraBe
abgehend von der StraBe Hellkamp zwischen den Hausnummern ? und 11
erschlossen werden.

Eine Zufahrt abgehend von der Niendorfer HauptstraBe wurde von der
Verkehrsplanung aufgrund der unmittelbaren Nahe zur Zufahrt Hellkamp und
der Bushaltestelle kritisch beurteilt (Hinweis: Im Dokument wird an dieser Stelle
sowie an weiteren anstatt Hellkamp verkehrterweise Hellweg genannt).
Ohne weitere AusfUhrungen ist unklar, was mit der kritischen Beurteilung
gemeint ist. Die Beurteilung ist zu konkretisieren und anschlieBend zu
bewerten, ob die unstrittig zusatzlichen Verkehrsbeldstigungen (auch bei
Einhaltung der Larmgrenzwerte gemdaR schalltechnischer Untersuchung)
insbesondere fur die Anwohner zwischen der Niendorfer HauptstraBe bis zur
vorgesehenen ZufahrtsstraBe durch eine oder eine weitere Zufahrt von der
Niendorfer HauptstraBe vermieden werden. Auch eine
EinbahnstraBenregelung Uber die geplante ZufahrtsstraBe in das neue
Baugebiet sowie Uber eine weitere EinbahnstraBe direkt auf die Niendorfer
HauptstraBe wurde zu einer Verringerung der Verkehrsbeldstigungen fuhren.

Freundliche GrUBe



Burger:in 1. Erganzung

Von: @t-online.de < @t-online.de>
Gesendet: Mittwoch, 17. Mai 2023 20:04

An: bebauungsplanung <bebauungsplanung@luebeck.de>
Betreff: WG: Stellungnahme zu Planungsentwirfen BP 19.03.00
Prioritdt: Hoch

Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit méchte ich noch eine Erganzung zu meiner u.a. bereits erfolgten Stellungnahme vornehmen.

Gemal Bauplanung wird derzeit fir die Ein- und Zweifamilienhduser jeweils eine Luft-Warmepumpe
vorgesehen (siehe 3.1 Vorschriften zum Umweltschutz, Seite 16).

Gerade in der heutigen Zeit werden auch Biindelungen von Energieerzeugungsanlagen immer
interessanter und kénnen insbesondere bei Neubaugebieten mit entsprechender GréRRe die
O0konomisch und 6kologisch sinnvollste Lésung fir die Warmeversorgung der Wohneinheiten
darstellen (bspw. BHKW oder wenige groRe Warmepumpen). Derartige Uberlegungen im Zuge der
Planung habe ich nicht gefunden und méchte deshalb diesen innovativen und m.E. sehr sinnvollen
Planungsansatz einfordern.

Die zukunftsweisende Erweiterung oder mindestens die Vorbereitung der Warmeversorgung der
benachbarten Hellkampsiedlung kénnte vor allem wegen der vielen alten und ineffizienten
Heizungsanlagen mit konventionellen Energietragern ebenfalls sehr sinnvoll sein, weil sonst
absehbar viele Einzelldsungen gemaR den aktuell gultigen gesetzlichen Vorgaben erfolgen werden.
Diese Erweiterung sollte somit m.E. ebenfalls betrachtet werden.

Ich bitte um Kenntnisnahme und Bearbeitung dieser weiteren Stellungnahme.
Fir Ruckfragen stehe ich gerne zur Verfigung.
Vielen Dank.

Freundliche Griie

unser Bestandssiedlung ist dabei ein interessanter und vielleicht wegweisender
Erweiterungsvorschlag. Bedeutet aber auch einen sehr aufwendigen Eingriff in den Bestand inkl.
Berucksichtigung von Hohe der finanziellen Beteiligung, Zeitpunkt der Hausanschlisse (alter
Olkessel sehr bald, fast neue Gasbrennwerttherme erst nach vielen Jahren) etc. etc.
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Blrgerin: 2.

An: bebauungsplanung <bebauungsplanung@luebeck.de>
Betreff: Uberplanungsbereich Bebauungsplan 19.01.01, Bebauungsplan Plangebiet 19.03.00

Sehr geehrte Damen und Herren!

Bezugnehmend auf das Schreiben von , bitte ich nochmals um
Uberpriifung, ob der riickwirtige Grundstiicksbereich Hellkamp

auf einer Flache von ca. 370 Quadratmeter bebaut werden kann, zumal dieser
Grundstilicksbereich unmittelbar an die Zufahrtsstrale des Neubaugebietes grenzt.

Mein obiger Grundstiicksbereich liegt zwar im Leitungsschutzbereich der 110 KV
Freileitung, aber die neu erbauten Hiuser im Uberplangsberich des Bebauungsplan
19.01.00 Hellkamp/Hainbuchenweg wurden auch unmittelbar in diesem Schutzbereich
bzw. unter der Freileitung gebaut.

Nach meinen Erkenntnissen haben auch andere Grundstiickseigentiimer im Hellkamp
Interesse an einer Bebauung im hinteren Grundstiicksbereich, angrenzend an die
Zufahrtstrale im Neubaugebiet.

Des Weiteren ist es fiir mich unverstindlich, dass die Zufahrtstrale zum Neubaugebiet
tiber den Hellkamp fiihrt und nicht direkt von der Niendorfer Hauptstraf3e.

Somit werden die Bewohner im oberen Hellkamp doppelt durch schédliche Emissionen
belastet, erstens wenn die Bewohner des Neubaugebietes den Hellkamp herunter fahren,
dann die Zufahrtstralle passieren und dann zweitens im Neubaugebiet die Strale wieder in
Niendorfer Hauptstra3e zu Ihren Hausern befahren.

Ich hoffe, dass ich die richtigen Begrifflichkeiten aus Ihrer Veroffentlichung genutzt habe.

Mit freundlichen Griiflen
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Birger:in 2. Ergadnzung

Von:

Gesendet: Dienstag, 16. Mai 2023 20:27

An: bebauungsplanung <bebauungsplanung@luebeck.de>

Betreff: Bebauungsplan 19.03.00 hier: Blockheizkraftwerke (BHKW)

Ergénzend zu meiner Email vom 02.05.2023 mdchte ich noch folgende Anmerkungen
machen.

Nach dem, was ich im Bebauungsplan gelesen habe, sollen die neu zu errichteten Hauer
mit individueller Energie nach dem neuen Energiegesetz (Habeckgesetz) gebaut werden.

In aller Munde sind BHKW, wie sie bereits in Teilen Moisling genutzt werden, der Ausbau
dieser BHKW wird vorangetrieben, sodass immer mehr Haushalte durch diese BHKW
versorgt werden.

Auch in der denkmalgeschiitzten Liibecker Altadt denkt man iiber die Versorgung durch
ein BHKW nach.

Jetzt kam mir der Gedanke, in wie weit ein BHKW, erstellt und betrieben durch die
Stadtwerke Liibeck, fiir das Neubaugebiet von Nutzen wire, mit dem Ziel suggestiv bei
Bedarf die Hauser im Hellkamp in der Holzkoppel und ggf. in ganz Niendorf durch dieses
BHKW versorgen zu lassen.

Natiirlich zu fairen Bedingungen.

Ich habe diesbeziiglich in der Hellkampsiedlung eine Umfrage gemacht.

5 Hausbesitzer haben sich zu diesem Gedanken positiv geduf3ert.

Die Frage ist ja auch, wann kann das BHKW seinen Betrieb aufnehmen und wie lange
halten hier die noch betriebenen Heizungen.

Von den anderen Hausbesitzer habe ich keine Riickmeldung erhalten.

Mit freundlichen Griilen
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Vorhabentrager 3.

Hansestadt Libeck

Der Burgermeister

Fachbereich Planen und Bauen
Muahlendamm 22

23552 Libeck

Lubeck, 17.05.2023

Bauvorhaben: 19.03.00 Plangebiet Niendorf / Holzkoppel

Sehr geehrte Damen und Herren,

bezugnehmend auf den 6ffentlich ausliegenden Bebauungsplan-Entwurf Nr. 19.03.00 Niendorf
/Holzkoppel bitte ich um Anpassung der folgenden Festsetzungen des B-Planes:

Mal der baulichen Nutzung, Punkt 2.2:

Im Teilgebiet WA 2 ist eine Korrektur der GRZ fiir die Reihenmittelhauser notwendig. Unter
der Beriicksichtigung, dass die Reihenhauser einer sozialen Férderung zugefiihrt werden
sollen und gemaf den Qualitatsstandards des Landes S-H Zimmergrof3en von wenigstens
10,00 gm vorzusehen sind, ist eine Grundrissgestaltung mit dem zurzeit festgesetzten GRZ-
Wert von 0,45 fir die Reihenmittelhduser nicht moglich. Die obere Reihenhaus-Reihe
bendtigt fur die Mittelhduser eine GRZ von 0,49 und die untere Reihe von 0,47. Ohne diese
Anpassung ist eine familienfreundliche Grundrissgestaltung mit zwei Kinderzimmern und
einem Eltern-Schlafzimmer nicht adaquat mdglich.

Fassadenmaterialien, Punkt 14.1;

Es sind gemalf B-Plan bis zu 15 % je Fassadenseite aus einem anderen Material herstellbar.
Zur Auflockerung der Fassaden bitte ich darum auf der, der StraRe zugewandten
Fassadenseite diesen Prozentsatz auf 20 % zu erhthen, um eine Auflockerung der
zweigeschossigen Fassade zu ermdglichen.

Zur Schaffung eines lebenswerten Wohnraumes fir junge Familien ist die o. g. Anpassung der
beiden Punkte in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 19.03.00 aus planerischer
Sicht essenziell notwendig.

Mit freundlichen GruRRen
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Fachbereich: Planen und Bauen Lubeck, den 19.05.2023

Bereich:
Zeichen:

Stadtgriin und Verkehr Sachbearbeiterin:
5.660-1.5-
Tel.: 122- Fax: 122-

Fachbereich Planen und Bauen

Bereich

Stadtplanung und Bauordnung
z. Hd. (nur per Mail)
und an verfahren@ploh.de

Betr.: Behordenbeteiligung gemaf § 4(2) BauGB
hier: Bebauungsplan 19.03.00 — Niendorf/ Holzkoppel -

Ihr

Schreiben vom 18.04.2023

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren,

im Zuge der Bereichsbeteiligung zum o0.g. Bebauungsplan nimmt der Bereich 5.660 Stadtgriin und

Verkehr wie folgt Stellung:

a) Gemal B-Plan-Entwurfist geplant, das Neubaugebiet Gber eine neue Zufahrt zu erschlieRen

und
>

die neue ErschlieBungsstralle mit zwei Wendeanlagen an den Enden zu versehen.

Der Bereich Stadtgriin und Verkehr hélt an der Auffassung fest, dass das Neubaugebiet
nicht nur liber eine Anschlussméglichkeit verfiigen sollte. Dies ist bereits in den Stel-
lungnahmen vom 10.07.2020 und 10.12.2021 formuliert worden. Es ist von hier aus
nicht nachvollziehbar, warum die stidéstliche Wendeanlage gebaut werden soll, wenn
doch eine Anbindungsmobglichkeit genau an der Stelle durch die Festlegungen des B-
Plans 19.01.00 gegeben ist. Die (Aus-)Nutzung dieser weiteren Anschlussmaéglichkeit
gewéhrleistet die Erreichbarkeit des Neubaugebietes auch in Schadens-/Sanierungs-
oder Rettungsnotféllen. Die Anderung der Verkehrsfidche der siidlichen Zufahrt in ein
WA wird demnach abgelehnt, da dies eine unnétige, zusétzliche Versiegelung fiir eine
Wendeanlage im Bereich des neuen B-Plans nach sich zieht.

Der Verkauf dieser Fldche steht dieser Forderung nicht entgegen. Denn es gibt auch 6f-
fentlich genutzte Stral3en, die im privaten Eigentum sind. Auch die gewiinschte spétere
Wegeverbindung (siehe Begriindung Pkt. 5.3.7 und/oder 5.3.9) zwischen ,Holzkoppel*
und ,Hellkamp*“ sprechen fiir eine Aufrechterhaltung dieser Wegeverbindung, wie sie der
B-Plan 19.01.00 als planerischen Willen festgesetzt hatte.

Die nordwestliche Wendeanlage wird beziiglich des Themas Flachenversiegelung und
Erfordernis flir eine Offentliche Erschlie3ung in Frage gestellt. Dafir ist mit der Anlage 1

ein Verdnderungsvorschlag beigefligt, der planerisch zu untersuchen ist.
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»  Ein weiteres Argument fiir die Umplanung im Bereich der nordwestlichen Wendeanlage
ist die Tatsache, dass die derzeit eingeplante Tiefe der Riicksto3flédche hinter den Stell-
pléatzen zugunsten WA 1 und WA 2 nicht ausreicht. Bei 5,00 m tiefen und 2,50 m breiten
Stellpldtzen ist eine Fahrgassenbreite von 5,50 m erforderlich.

Dem B-Plan-Entwurf sind 6ffentliche Langsparkplatze und eine daneben verbleibende Ver-

kehrsflachenbreite von 4,30 m zu entnehmen.

» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr macht vorsorglich darauf aufmerksam, dass die
Léngsparkplatze —insbesondere bei einer Anordnung neben Entwéasserungsmulden - ei-
ne Breite von 2,50 m und eine Mindestlange von 5,00 m aufweisen sollen. Die verblei-
bende Verkehrsfldchenbreite wiirde sich dann nochmals verringern.

» Es st nicht nachvollziehbar, warum von der Verkehrsflachenbreite von 7,20 m —wie im
Verfahren nach §4(1) vorgestellt- nunmehr reduzierend abgewichen wird. Eine nutzbare
Verkehrsfldchenbreite (ohne Mulde!) von 7,20 mist mindestens herzustellen. Dariiber
hinaus ist in der Planstral3e weiterhin darauf zu achten, dass die Querschnittsbreite die
erforderliche Riickstol3flache fiir die Stellpldtze des WA 3 aufweist.

» Aufgrund der Anordnung der Parkplétze lediglich auf einer Seite wird keine Aufenthalts-
qualitdt erreicht; diese stellt jedoch fiir die Ausweisung eines verkehrsberuhigten Berei-
ches, der mit dem Vz 325 beschildert werden soll, eine Bedingung dar.

Es tauchen diverse Formulierungen in der Planzeichnung und dem Text mit der Bezeichnung

»,Regenrickhaltemulde® auf.

Abwagung Pkt. 3.1 EBL: ,Eine Festsetzung der Versickerungsflachen mit Hinweis auf die

Ubertragung der Abwasserbeseitigungspflicht fir Regenwasser gilt als Voraussetzung der

Erklarung der gesicherten entwasserungstechnischen Erschlieung.”

Dazu die Prifung und Abwagung: ,Gemaf dem Untersuchungsbericht zu den Boden- und

Grundwasserverhaltnissen ist im Plangebiet keine Versickerung mdglich.*

Und die Prifung und Abwagung zu Pkt. 3.8: ,Es handelt sich bei der Regenentwasserung

nicht nur umdie Strallenregenentwasserung, sondern auch um die Regenentwasserungder

privaten Flachen.[...]*

» Da keine Versickerung méglich ist, wird es in diesem Gebiet keine ,Mulde n“, sondern ei-
nen Regenriickhalteraum mit Wasserrtickhaltungsfunktion als Hauptzweck der Flédchen
geben. Da diese Abwasserbeseitigungsanlage auch fiir Regenwas serim Regelfall, also
nicht nur bei Starkregenereignissen, von privaten Grundstiicken genutzt wird, ist sie eine
Fléache zur Entsorgung, hat also gemél3 Planzeichenverordnung eine gelbe, flichige
Schraffur zu bekommen. (s. Anlage ,Anderungen zum B-Plan-Entwurf von 5.660%)

In der Legende zur Planzeichnung steht: ,Flachen fir die Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1

Nr. 14 BauGB)*“

» Die Anlage zur Planzeichenverordnung Pkt. 7 weist fiir § 9 Absatz 1 Nummer 14 BauGB
eine vollfldchige ,gelb hell“ Schraffur zu (s. vorheriger Punkt).

Es tauchen diverse Formulierungen in der Planzeichnung und dem Text (besonders Pkt.

10.7) mit der Bezeichnung ,Mulde“ auf.

Abwagung Pkt. 3.1 EBL: ,Die geplante Regenentwasserung flr die Stralle ist daher dem Be-
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reich Verkehr zuzuordnen.*

Dazu die Prufung und Abwagung: ,Gemal dem Untersuchungsbericht zu den Boden- und

Grundwasserverhaltnissen istim Plangebiet keine Versickerung mdglich.”

» Da keine Versickerung méglich ist, wird es in diesem Gebiet keine ,Mulden” sondern,
wenn Uberhaupt, Grében mit Wasserleitungsfunktion geben. Da der Hauptzweck der
Flachen Abwasserbeseitigung ausschlie3lich der 6ffentlichen Verkehrsflaéchen zur Funk-
tionssicherung der Stral3e haben, sind diese Fldchen geméal3 Planzeichenverordnung mit
goldocker, flachiger Schraffur darzustellen. (s. Anlage ,Anderungen zum B-Plan-Entwurf
von 5.660%)

Teil B— Text: Pkt. 10.7: ,Seitlich angrenzend an die nach § 9 Abs. 11 BauGB festgesetzten

Verkehrsflachen wird das anfallende Oberflachenwasser in einseitig verlaufenden Entwasse-

rungsmulden (6ffentliche Grunflache) geflihrt. Die Entwasserungsmulden sind entsprechend

auszumulden und mit einem Gefalle in Richtung Regenwasserrickhaltemulde anzulegen.

Die Flachen sind dauerhaft herzurichten und soweit von Bewuchs freizuhalten, dass der Ab-

fluss des Regenwassers gewahrleistet ist. Die Entwasserungsmulden sind vor einem Befah-

ren zu schutzen.”

» Die Regenwasserbeseitigung von einer Verkehrsflache ist zur Funktionssicherung der
Stralle notwendig. Deswegen fordert der Bereich Stadtgriin und Verkehr, ausschliel3 lich
festzusetzen, dass das Regenwasser der Stralle dem Regenriickhalteraum zuzufiihren
ist und alle anderen Beschreibungen zu I6schen. Denn wie dies technisch umgesetzt
werden kann, liegt in der Verantwortung der Entwurfs- und Ausfiihrungsplanung und
nicht eines B-Plans.

Die Planzeichnung am siddstlichen Rand weist eine Flache mit,,GAllg.“ aus, die in Pkt. 11.1

beschrieben wird.
Dieses ,Gehrecht” endet aktuell am Rand einer privaten Ackerflache.
» Diese Flache wird
i.  entweder zur Regenrtiickhaltung nicht bendtigt, ist dann keine Entsorgungsfldche,
und hat keine Anbindung an eine 6ffentliche Griinfldche, ist also auch nicht als sol-
che auszuweisen. Wenn das Gehrecht fliir mbgliche Erweiterungen eines Bauge-
biets nach Stidosten méglich bleiben soll, schlégt der Bereich Stadtgriin und Ver-
kehr vor, diesen Bereich mit Gehrecht dem WA 4 zuzuschlagen. (s. Anlage 1 ,Ande-
rungen zum B-Plan-Entwurf von 5.660%, zur Markierung rot umrandet)

ii. —oder als Volumen fiir den Regenriickhalteraum benétigt und ist dann gelb einzufér-
ben und das Gehrecht ist zu I6schen.

Teil B—Text: Pkt. 12.3: ,Auf den mit ,Anpflanzung von Hecken* festgesetzten Flachen sind

standortgerechte Laubgehdlze (Artenauswahl und Pflanzqualitat siehe Pflanzliste (b) im An-

hang) mit einer Hbhe von mindestens 0,8m anzupflanzen, dauerhaft zu pflegen und erhalten.

Bei Abgang von Gehoélzen ist innerhalb eines Jahres gleichwertiger Ersatz zu pflanzen. Zu-

satzliche Einfriedungen sind nur in Form von durchsehbaren Draht- und Metallzaunen mit ei-

ner Hohe von maximal 1,20m zulassig und grundsticksseitig (hinter der Hecke) anzuord-

nen.



k)

m)

Und es stehtin ,IV. Hinweise — J Spielplatz Fir die Heckenanpflanzungen am Kinderspiel-

platz sind Gehdlze zu wahlen, [...]*

» Die Heckenpflanzung im Bereich des KSP wird abgelehnt, damit die Flache des Spiel-
platzes nicht noch mehr (umca. 120 m?) verringert wird.

Wenn eine Einfriedung gesetzt wird, dann wird sie auf die Grundstiicksgrenze gebaut,
damit die den Kindern zur Verfiigung gestellte Fldache nicht noch kleiner wird.
Deswegen ist die Planzeichnung zu &ndern und der Hinweis J zu I6schen.

Teil B— Text: ,Anhang Pflanzliste (a) Angesichts der immer starker splrbaren Auswirkungen

des Klimawandels (Trockenheit, Hitze, Starkregen) ist es zuklinftig ggf. notwendig, auch

nicht heimische Baumarten bei der Auswahl und Pflanzung von StralRenbaumen zu bertick-
sichtigen (z. B. GALK-StraRenbaumliste), da diese den veranderten Anforderungen besser
gewappnet sind.“

» Dies ist nicht ,zuklinftig ggf. notwendig®, sondern seit Jahren wird dies als Stand der
Technik umgesetzt. Deswegen wird die Pflanzliste A grundsétzlich abgelehnt. Es ist
Stand der Forschung, dass bei StralBenb&umen innerhalb des besiedelten Raums die
ausschlaggebende Eigenschaft standortgerecht und nicht ,heimisch*ist.

Flr die 6ffentlichen Flachen ist ausschliellich auf die GALK-Liste hinzuweisen und jegli-
che Pflanzlisten und Verweise sind zu I6schen.

Teil B—Text: ,Anhang Pflanzliste (b) [...] Heckenpflanzen, mind. 80 cm, 2xv.*

> Diese Qualitét gibt es nicht, die Kategorien sind veraltet.

Teil B— Text: Pkt. ,12.7 Auf dem Kinderspielplatz sind mindestens vier standortgerechte

Laubbaume uUberwiegend heimische Baumarten zu pflanzen, [...]"

» Entsprechend der Abstimmung zwischen 5.660 und der UNB ist zu formulieren: ,Laub-
bdume dberwiegend moglichst heimische Baumarten®

Abwagung Pkt. 1.5: Wenn auf dem KSP 4 Baume gepflanzt werden, bekommen sie eine

Kronentraufe von je ca. 50 m?. In diese Flache ist zum Erhalt der Baume nicht einzugreifen.

Spielgerate fir 6 bis 12-jahrige Kinder brauchen einen Eingriff in den Boden zur Standsi-

cherheit. Also standen bei dem notwendigen Austausch der Spielgeréte in ca. 15 Jahren (=

Garantie der Hersteller) nurnoch 464 — 4x50 = 264 m? zur Verfugung. Das ist zu klein, um

ein DIN-gerechtes, vielfaltiges Bewegungsangebot zu realisieren.

In der Planzeichnung wird der KSP an zwei Seiten von Straf3en begrenzt.

» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr fordert eine gréere Fldche fiir den Kinderspielplatz.
Die nordwestliche Wendeanlage ist nicht notwendig, wenn der Abfallbehéltersammel-
platz und die Gemeinschaftsstellpldtze an der Stral3e angeordnet werden.

Deswegen soll die Spielflache nach Nordwesten verschoben und vergréBert werden (s.
Anlage 1 ,Anderungen zum B-Plan-Entwurf von 5.660).

Dann wiirde die Spielplatzflache nur noch an einer Seite von einem Geh - und Radweg
begrenzt werden. Er ware dadurch sicherer von Kindern zu erreichen.

Abwagung Pkt. 1.6: Die Problematik ist nicht verstanden worden. Der KSP ist so klein, dass

es keinen vertraglichen Standort von Baumen mit den Solaranlagen gibt. Es ist nicht mdg-

lich, dies ,bei der Planung zu bericksichtigen® (s. Abwagung).



> GeméR Forderung der BU nach UV-Schutz fiir Kinder, werden zukiinftig die Baumkro-
nen weder eingeklirzt wegen privater Belangen noch werden ‘kleine‘ Bdume, also eine
Wuchshéhe von 10 m, gepflanzt.

Die Verortung des Schnittes A-Aistim B-Plan-Entwurf nicht ersichtlich.

»  Der B-Plan-Entwurf sollte entsprechend ergénzt werden.

Die bereits im B-Plan 19.01.00 festgesetzte Zufahrt (Flurstick 8/104) ist bisher nicht befestigt

worden und entspricht somit derzeit noch nicht den Anforderungen einer 6ffentlichen Stral3e.

» Dadieses Flurstiick sich nicht im Umriss des jetzigen B-Plan befindet, die erstmalige
Herstellung jedoch per Erschlielungsvertrag zwischen ErschlielSungstrager und dem
hiesigen Bereich gefordert wird, fordert der Bereich Stadtgriin und Verkehr, dass hierzu
entsprechende, transparente Erlduterungen in die Begriindung aufgenommen werden.

Entlang des WA 3 ist gemaf} B-Plan-Entwurf zur Planstral3e hin eine Heckenanpflanzung

festgesetzt.

» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr hélt diese Festsetzung in Verbindung mit den sons-
tigen Bedingungen als widerspriichlich und problematisch. Die Ausfahrten von den priva-
ten Grundstiicken aufdie Planstral3e werden durch die Heckenanpflanzungen (bis 1,30
m Héhe) erschwert, weil die Beeintrachtigungen in den Sichtdreiecken verkehrsgeféhr-
dend wirken. Grundsétzlich ist die Anzahl der Wohnungen pro Grundstlick auf 2 be-
grenzt; pro WE muss mindestens 1 Stellplatz nachgewiesen werden, wobei es nur eine
Uberfahrt pro Grundstiick geben soll. Weiterhin sollen 50 % des Vorgartens unversiegelt
bleiben. Diese ineinandergreifenden Forderungen sollten nach hiesiger Auffassung im B-
Plan-Entwurf oder im stédtebaulichen Konzept dargestellt werden, um eine Machbarkeit
zu (berpriifen.

Zwischen der Planstrale und ,Holzkoppel“ ist ein 3,00 m breiter Geh- und Radweg darge-

stellt.

» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr weist vorsorglich darauf hin, dass ein solcher Weg
mit derartiger Festsetzung nicht geeignet ist, die potentiellen stadtischen Grundstiicke
(jetzige Flurstiicke 454 bis 458) verkehrlich zu erschliel3en.

Heute existiertim Zuge der privaten Feldzufahrt (3,00 m breiter F+R gem. B-Plan) ein Uber-

fuhrungsbauwerk Uber den Graben, der parallel der Niendorfer Hauptstralde verlauft. Die

derzeitige Unterhaltung des Bauwerks obliegt demjenigen, fur d en die Zufahrt hergestellt
wurde.

» Der Bereich Stadtgriin und Verkehr fordert, dass die zukiinftige Unterhaltung dieses

Bauwerks im B-Plan-Verfahren erlautert und geklért wird.

Mit freundlichem Gruf}
im Auftrag



Anlage 1

Zum Vergleich zum vorliegenden Entwurf sind hier die Anderungen durchscheinend:



Hansestadt Liibeck - Bereich 3.390 - 23539 Liibeck Der Biirgermeister

Planungsburo Ostholstein Bereich: Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz
untere Wasserbehdrde
Tremskamp 24 Gebiude: Kronsforder Allee 2-6
23611 Bad Schwartau Auskunft
Zimmer:
Tel. (0451) 122 -
E-Mail: @luebeck.de
Ihr Zeichen: -

Ihre Nachricht vom: -

Mein Zeichen: -

Datum: 24.05.2023

B-Plan 19.03.00 Niendorf / Holzkoppel

Behérdenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 2 BauGB

Hier: Stellungnahme untere Wasserbehoérde des Bereiches Umwelt-, Natur- und
Verbraucherschutz

Sehr geehrter

Der Bereich Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz der Hansestadt Lubeck nimmt
aus Sicht der unteren Wasserbehdrde zur vorgelegten Planung wie folgt Stellung und
bittet um Beteiligung zum weiteren Verfahren:

Stellungnahme untere Wasserbehérde (Ansprechpartner:

Aus Sicht der unteren Wasserbehdrde muss die Einleitung des anfallenden
Niederschlagswassers in den Graben am Hellkamp durch Wege- und Leitungsrechte
sichergestellt werden.

Es sollte gepruft werden, ob der Anschluss des Regenrickhaltebeckens an die Rohrleitung der
Entsorgungsbetriebe Lubeck (EBL) in siddstlicher Lage mdglich ist.

Bei einer Einleitung in den Graben am Hellkamp Uber eine Mulde ware im spateren
Erlaubnisverfahren fur die Einleitstelle nach 8 8 WHG der genaue Gewasserverlauf durch den
GPV Grinau zu klaren.

Fur Ruckfragen stehen wir Thnen gerne zur Verflugung.

Telefon: (0451) 115 Konten der Hansestadt Liibeck: Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer:
Unsere Sprechzeiten: Commerzbank IBAN: DE53 2304 0022 0035 8507 00 BIC: COBADEFF230  DE 135082828

Montag 8.00 bis 14.00 Uhr Deutsche Bank IBAN: DE67 2307 0710 0900 0050 00 BIC: DEUTDEHH222

Dienstag 8.00 bis 14.00 Uhr Postbank Hbg  IBAN: DE36 2001 0020 0010 4002 01 BIC: PBNKDEFF Busanbindung:

Donnerstag 8.00 bis 16.00 Uhr Sparkasse z. L. IBAN: DE17 2305 0101 0001 0113 29 BIC: NOLADE21SPL Buslinie(n): 2; 7; 16

Freitag 8.00 bis 12.00 Uhr Volksbank IBAN: DE97 2309 0142 0005 0083 36 BIC: GENODEFTHLU  Haltstelle(n): Verwaltungszentrum

und nach Vereinbarung

Internet: www.luebeck.de Scheck: nur an Hansestadt Libeck, Buchhaltung & Finanzen, 23539 Lubeck Bitte benutzen Sie 6ffentliche

Verkehrsmittel
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Hansestadt Lilbeck - Bereich 3.390 - 23539 Lilbeck Der Biirgermeister

Planungsbiiro Ostholstein Bereich: Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz (UNV)

cebaude: Kronsforder Allee 2-6
(Verwaltungszentrum Muhlentor)

Auskunft:

Tremskamp 24
23611 Bad Schwartau

Zimmer:
Tel. (0451) 122 -
Servicetel. (0451) 115

Bereich Stadtplanung und Bauordnung E-Mail: @luebeck.de

Mein Zeichen:
5610 Datum: 01062023

B-Plan 19.03.00 Niendorf / Holzkoppel

Behérdenbeteiligung gemanR § 4 Abs. 2 BauGB

Hier: Stellungnahme des Bereiches Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz,
Abteilung Natur, Klima und Immissionen

Sehr geehrter ,

der Bereich Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz der Hansestadt Lubeck nimmt aus Sicht
des Natur-, Klima-, Immissions- und gesundheitlichem Umweltschutzes zur vorgelegten
Planung wie folgt Stellung und bittet u.U. um Beteiligung zum weiteren Verfahren:

I. Landschaftsplanerische Stellungnahme (Ansprechpartner:
)

Der Geltungsbereich des B-Planes befindet sich derzeit im AuBenbereich gem. § 35 BauGB, im
Siedlungskontext des Stadtteils Moisling. Die Flachen sind durch die derzeitige intensive
Ackernutzung gepragt. Aufgrund der Planinhalte und der Lage im raumlich-funktionalen
Zusammenhang der Ubrigen Bebauung, wird die Aulienbereichsflache in das beschleunigte
Genehmigungsverfahren gem. 8 13 b BauGB mit einbezogen.

Aus Sicht der Landschaftsplanung bestehen zum Verfahrensstand nach 8 4 (2) BauGB, des o.g.
B-Plans, keine grundsatzlichen Bedenken. Das beschriebene Vorhaben bildet einen
Lickenschluss zum bestehenden Siedlungskontext im Ortsteil Niendorf / Moorgarten, was
einer Zersiedlung an anderer Stelle vorbeugt.

Telefonzentrale: (0451) 122-0 Konten des Bereichs Buchhaltung & Finanzen: Busanbindung:
Commerzbank IBAN: DE53 2304 0022 0035 8507 00; BIC: COBADEFF230 Buslinie(n): 2;7;16

Unsere Sprechzeiten: Deutsche Bank IBAN: DE67 2307 0710 0900 0050 00; BIC: DEUTDEHH222 Haltestelle(n):

Montag und Dienstag Postbank Hamburg IBAN: DE36 2001 0020 0010 4002 01; BIC: PBNKDEFF Verwaltungszentrum Mihlentor

08.00 bis 14.00 Uhr Sparkasse zu Libeck IBAN: DE17 2305 0101 0001 0113 29; BIC: NOLADE21SPL

Donnerstag 08.00 bis 16.00 Uhr  Volksbank IBAN: DE97 2309 0142 0005 0083 36; BIC: GENODEF1HLU Bitte benutzen Sie 6ffentliche

Freitag 08.00 bis 12.00 Uhr Verkehrsmittel.

und nach Vereinbarung Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer: DE 135082828

Internet: www.luebeck.de
Scheck: nur an Hansestadt Libeck, Buchhaltung & Finanzen, 23539 Libeck
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Dennoch bereitet der B-Plan eine Inanspruchnahme von Wohnbauflachen auf bisher
unbebauten und dahingehend unbelasteten Ackerflachen vor, die spater im raumlich-
funktionalen Nutzungsgefige der angrenzenden Landwirtschaft fehlen und wiederum den
Nutzungsdruck auf diese Flachen erhohen.

Die festgesetzten ,Flachen fur MalBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft” gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB, weisen derzeit keine Verzahnung zum
Ostlich angrenzenden Talraum der Grienau auf. Zukunftiger Nutzungsdruck privater Garten und
ein fehlender Schutzsabstand, wirken zudem negativ auf die festgesetzten Bepflanzungen
innerhalb des WA 2 und an der norddéstlichen Grenze des Geltungsbereiches (WA 3 und WA 4).
Eine Aufweitung von min. 3,5 m, besser 4 m, i.V.m. einem Schutzbereich/-streifen hin zu den gepl.
Privatgarten, ist fUr das angestrebte Entwicklungsziel - Lebensraum fur heimische Tierwelt und
Sicherung der Bestandsvielfalt (vgl. Begrindung S 39) - zweckmal3iger. Dies ist umsetzbar, durch
eine Verringerung der Tiefe der jeweiligen Grundstlicke oder der Flache mit der Umgrenzung von
Flachen fiur Stellplatze, Carports und Gemeinschaftsanlagen gem. 8 9 (1) Nr. 22 BauGB.

Daruber hinaus ist eine ist eine adaquate Einbindung des geplanten Baugebietes, in Bezug auf den
angrenzenden Landschaftsraum und der damit in Verbindung stehenden Landschaftserholung, im
vorliegenden B-Plan-Entwurf derzeit nicht ablesbar, da auf ein weiterfUhrendes Wegesystem
verzichtet wurde. Zur Férderung der Erlebbarkeit ist, wie bereits im Beteiligungsverfahren nach 8 4
(1) BauGB (vgl. Auswertung der Frihzeitigen Behdrdenbeteiligung, Pkt. 5.1, S. 18) gefordert, eine
Einbindung des Talraumes der Grienau Uber eine Wegverbindung zu berucksichtigen. Die
Weiterfuhrung der geplanten Anbindung sollte entsprechend gepruft werden und nicht
unvermittelt am Rand des Geltungsbereiches enden, um eine sinnvolle Verknupfung eines
zukunftigen Wegenetzes zu erreichen.

Die Uberlagernde Festsetzung ,Offentliche Grunflache und Anlage fur die Regenriickhaltung” ist
ausdrucklich zu begrifRen, da eine Zuganglichkeit und Nutzung der Flache als Freizeit- und
Naherholungsflache die Quartiersnahe Erholungseignung férdert. Eine Einzaunung, welche fur
die Absicherung einer ausschliel3lich technischen Ver- und Entsorgungsanlage notwendig ware,
wurde eine solche Nutzung nicht zulassen.

AbschlieBend wird darauf hingewiesen, dass der unter Kapitel 3.11 der Begrindung
aufgefuhrte Thematische Landschaftsplan (TLP) ,Anpassung an den Klimaschutz” aus dem Jahr
2014 von der Burgerschaft nicht beschlossen wurde. Stattdessen ist auf das im September
2020 von der Burgerschaft beschlossene ,Klimaanpassungskonzept fur die Hansestadt Lubeck”
(VO/2020/09071) Bezug zu nehmen.

Il. Eingriff in die Natur (Ansprechpartner:

Gemal den Ausfuhrungen unter Punkt 1.3 der Begrundung, ist die Prifung der baurechtlichen
Eingriffsregelung sowie die Umweltprutfung fur das geplante Bauvorhaben nicht anzuwenden.

Aus Sicht der uNB wird ist jedoch die verkehrliche ErschlieBung, im Stden des
Geltungsbereiches zu prifen, da die im B-Plan mit der Nr. 19.01.00 bereits festgesetzte
~Offentliche Verkehrsflache” gem. 8 9 (1) Nr. 11 BauGB, planungsrechtlich bereits zuldssig ware.
Zudem wurde diese Flache von den angrenzenden Parteien bereits angelegt und befestigt.
Durch einen Einbezug dieser Flachen in die Erschliefungsplanung - z.B. durch einen Ausbau als
Privatstral3e -, wirde die stiddstlich festgesetzte Wendeanlage nicht benétigt und eine
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Neuversiegelung an dieser Stelle vermieden werden. In Folge der Vermeidung einer
Neuversieglung kdnnte ein Teil der belebten Bodenschicht und die damit in Verbindung
stehende Funktion des Bodens als Nahrstoff- und Wasserspeicher sowie Schadstofffilter und -
puffer erhalten bleiben.

In Bezug auf die im Anhang der textlichen Festsetzungen aufgefihrte Pflanzliste der GALK -
StralRenbaumliste und deren Empfehlungen, ist aus Sicht der uNB weiterhin der Pflanzung
heimischer Baumarten den Vorzug zu geben. Eine Resistenz gegentber den zukunftigen
Klimaveranderungen kann ebenso durch Verbesserung des Standortes hervorgerufen werden.

Aus der Planzeichnung und Begriindung geht nicht hervor, weshalb Ersatzpflanzungen bei
Abgang von Baumen im Rahmen der Festsetzungen 12.1 innerhalb eines Jahres und 12.6
innerhalb von zwei Jahren erfolgen sollen. Ersatzpflanzungen von Baumen sind Einheitlich
spatestens nach 1 Jahr vorzunehmen.

Ill. Artenschutz und zu Natura 2000 (Ansprechpartner:

Es bestehen keine erheblichen artenschutzrechtlichen Bedenken gegen die Planung.
Natura 2000-Gebiete sind nicht betroffen.

IV. Anpassung an den Klimawandel (Ansprechpartner:

Aus Sicht der Klimaanpassung bestehen keine grundsatzlichen Bedenken gegen die Umsetzung
der Planungen des o.g. B-Planes. Die Uberprifung des Wasserhaushaltes gemaR A-RW 1 und
die daraus resultierende Regenbewirtschaftung wurden im Rahmen des Wasserwirtschaftlichen
Begleitplanes (IBK Ingenieurblro Bertz & Kosanow GbR - Stand: 13.09.2022) dargelegt. Die in
der FrUhzeitigen Beteiligung nach § 4 (1) BauGB aufgefihrten Belange wurden in der nun
vorliegenden Planung - nach Méglichkeit - bertcksichtigt, erlautert und in entsprechend
festgesetzt.

V. Klimaschutz (Ansprechpartner:

Geeignete Dachflachen mussen mit vollstandig mit Photovoltaikanlagen belegt werden.
Ausgenommen sind stark verschattete Flachen und Flachen fur Solarthermie oder intensive
Dachbegrinung. Es ist nicht zulassig, die Verantwortung zur Errichtung der
Photovoltaikanlagen auf die spateren Eigentimer zu verlagern.

Die Parkplatzte sollten, sofern nicht begrunt / verschattet, ebenfalls mit Photovoltaik Uberdacht
werden.

Im Energiekonzept wurde nicht auf die Baumaterialien eingegangen. Es ist erforderlich, dass
diese nachhaltig sind, d. h. nachwachsend oder recycelt und wenn maglich regional. Weiterhin
sollte die Recyclingfahigkeit (,Cradle-to-cradle) bertcksichtig werden.

Die Infrastruktur fur Elektromobilitat muss nach GEIG auf allen Parkplatzen bereitgestellt
werden, da mehr als funf Stellplatze errichtet werden. Die Zuordnung der Parkplatze zu den
einzelnen Wohneinheiten spielt dabei keine Rolle.

Im 6ffentlichen Raum sollten zur Férderung der Elektromobilitat ebenfalls Ladepunkte
geschaffen werden.



VI. Immissionsschutz (Ansprechpartner

Larmschutz (Ansprechpartnerin:
Zum Thema Larmschutz gibt es keine weiteren Anmerkungen.
Elektromagnetische Felder (Ansprechpartner

Zum Thema Elektromagnetische Felder gibt es keine weiteren Anmerkungen.

Mit freundlichen GriRen
Im Auftrag



Von:

An:

Cc:

Betreff: Bebauungsplan 19.03.00 - Niendorf / Holkoppel - Stellungnahme gem. § 4 (2) BauGB
Datum: Freitag, 5. Mai 2023 09:28:44

Anlagen: image002.jpg

Holzkoppel.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf das o.g. Verfahren mochten wir im Rahmen unserer Betroffenheit wie folgt
Stellung nehmen:

Die Hansestadt Libeck ist Eigentimerin mehrerer an das B-Plangebiet angrenzender
Erbbaurechtsgrundstticke in der Holzkoppel. Diese bieten aufgrund ihrer Tiefe
umfangreiche Nachverdichtungsmaoglichkeiten, deren stadteplanerische Gestaltung im
Zuge des aktuellen Bebauungsplanverfahrens leider nicht erfolgt ist. Wir sehen
diesbezlglich ein Versaumnis, da infolge der beabsichtigten Festsetzungen zukinftig
eine erhebliche bauliche Verdichtung an unseren Grundsticksgrenzen vorgesehen ist.

Die Hansestadt Lubeck beabsichtigt auf den Grundstiicken nach Teilung (siehe auch
die neu geschaffenen Flurstiicke 454 bis 458;— hinter Holzkoppel 4, Katasterauszug
anbei) neue Erbbaurechte zur Wohnbebauung auszugeben. Wir gehen davon aus, dass
infolge der Rechtskraft des B-Planes 19.03.00 eine Bebaubarkeit der angrenzenden
Grundstucke gem. § 34 BauGB gegeben ist.

Vor dem Hintergrund, dass wir beabsichtigen, auf den vorgenannten Grundstiicken
Nachverdichtung vorzunehmen, mdéchten wir dem tber unser Flurstiick 455 geplanten
offentlichen Ful3- und Radweg

ist hier fur die vorgenannten
Flursticke vorzusehen.

Mit freundlichen GrifRen
Im Auftrag

Sachbearbeiter Erbbaurechtsmanagement

Hansestadt Liibeck

Der Burgermeister

Bereich Wirtschaft und Liegenschaften
Dr.-Julius-Leber-Strale 46 - 48

23539 Lubeck

Servicetelefon: (0451) 115 montags bis freitags von 7 bis 19 Uhr
Tel. personlich: (0451) 122 -
Fax: (0451) 122 -

E-Mail: liegenschaften@luebeck.de
E-Mail pers.: @luebeck.de
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Von:

An:

Cc:

Betreff: AW: Bebauungsplan 19.03.00 - Niendorf / Holkoppel - Stellungnahme gem. § 4 (2) BauGB
Datum: Mittwoch, 17. Mai 2023 09:25:48

Sehr geehrte Damen und Herren,
bitte beachten Sie folgenden Nachtrag:

Auf dem Flurstlick 455, Flur 3, Gemarkung Niendorf Moorgarten wurde im Rahmen der
erfolgten Vermessung ein Uberbau seitens Flurstiick 1/15 festgestellt. Das
Erbbaurechtsmanagement ist zum Zwecke einer Losungsfindung im Gesprach mit den
Eigentimern des Flurstickes 1/15.

Mit freundlichen GrafRen

Im Auftrag

Sachbearbeiter Erbbaurechtsmanagement

Hansestadt Liibeck

Der Burgermeister

Bereich Wirtschaft und Liegenschaften
Dr.-Julius-Leber-Strale 46 - 48

23539 Lubeck

Servicetelefon: (0451) 115 montags bis freitags von 7 bis 19 Uhr
Tel. personlich: (0451) 122 -
Fax: (0451) 122 -

E-Mail: liegenschaften@luebeck.de
E-Mail pers.: @luebeck.de
DE-Mail: info@luebeck.sh-kommunen.de-mail.de

Internet: www.luebeck.de

Datenschutz gem. DSGVO: Wir kommen der Informationspflicht gem. Art. 12 ff DSGVO mit dieser Mitteilung
nach, um eine faire und transparente Verarbeitung der personenbezogenen Daten zu gewahrleisten (Art. 12
Abs. 2 DS-GVO).

Mehr dazu unter: http://bekanntmachungen.luebeck.de/dokumente/d/1372/

Diese Nachricht ist nur fiir den vorgesehenen Empfanger bestimmt. Sollten Sie nicht der vorgesehene
Empfanger dieser E-Mail und ihres Inhalts sein oder diese E-Mail irrtimlich erhalten haben, bitte ich Sie, mich
unverziiglich dartiber zu informieren und diese Nachricht und all ihre Anhange vollstandig von lhrem
Computer zu I6schen. Jede Form der unbefugten Nutzung, Veroffentlichung, des Kopierens oder der
Offenlegung des Inhalts dieser E-Mail ist nicht gestattet.

Bitte prifen Sie, ob diese Mail wirklich ausgedruckt werden muss!

Von:
Gesendet: Freitag, 5. Mai 2023 09:28



Landeskriminalamt Schleswig-Holstein LKA, Abteilung 3, Dez. 33 (Kampfmittelrdumdienst)
Muihlenweg 166 | 24116 Kiel

] i Ihr Zeichen: /
Planunnguro Ostholstein Ihre Nachricht vom: 18.04.2023
Tremskamp 24 Mein Zeichen:

23611 Bad Schwartau Meine Nachricht vom: 18.04.2023
Luftbildauswertung:
info@ploh.de Luftbildauswertung@mzb.landsh.de

Telefon: +494340 4049-
Telefax: +494340 4049-

18. April 2023

Bebauungsplan 19.03.00 — Niendorf / Holzkoppel — der Hansestadt
Lubeck

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der o. a. Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht auszuschliel3en.
Vor Beginn von TiefbaumalRnahmen wie z. B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom
und Stral’enbau ist die o. a. Flache/Trasse gem. Kampfmittelverordnung des Landes
Schleswig-Holstein auf Kampfmittel untersuchen zu lassen.
Die Untersuchung wird auf Antrag durch das

Landeskriminalamt

Dezernat 33, Sachgebiet 331

Miihlenweg 166

24116 Kiel
durchgeflhrt.
Bitte weisen Sie die Bautrager darauf hin, dass sie sich frihzeitig mit dem
Kampfmittelraumdienst in Verbindung setzen sollten, damit Sondier- und

Raummalnahmen in die Baumallhahmen einbezogen werden kdnnen.

Mit freundlichen GriRRen

Seite 1 von 2

Dienstgebaude: Larchenweg 17, 24242 Felde | Telefon (Geschéaftsstelle) +494340 4049-3 | Telefax +494340 4049-414 |
kampfmittelraeumdienst@mzb.landsh.de
E-Mail-Adressen: Kein Zugang fur verschlisselte Dokumente.
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Merkblatt

Historie:

Zum Ende des zweiten Weltkrieges war Schleswig — Holstein das letzte ,freie”
Bundesland. Aus diesem Grunde versuchten alle Wehrmachtseinheiten sich
dorthin zurlick zu ziehen. Dort l0sten diese sich auf und ca. 1,5 Millionen
Soldaten gerieten in Kriegsgefangenschaft. Das Wissen daruber fuhrte dazu,
dass sich die Soldaten Uberall ihrer Waffen, Munition und Ausristung
entledigten.

Dadurch kann es uberall zu Zufallsfunden von Waffen, Munition oder
Ausrustungsgegenstanden kommen. Offensichtlich schlechter Zustand und

starke Rostbildung sind kein Beweis fur die Ungefahrlichkeit eines
Kampfmittels.

Wer solche Waffen, Munition oder kampfmittelverdachtige Gegenstande
entdeckt, hat im eigenen Interesse folgende Verhaltensregeln zu
beachten:

1. Diese Gegenstande durfen niemals bewegt oder aufgenommen werden

2. Die Arbeiten im unmittelbaren Bereich sind einzustellen

3. Der Fundort ist so abzusichern, dass Unbefugte daran gehindert werden
an den Gegenstand heran zu kommen.

4. Die nachstliegende Polizeidienststelle ist Uber den Fund zu unterrichten

5. Die Gegenstande durfen auf keinen Fall zur Polizeidienststelle verbracht
werden

Dienstgebaude Munitionszerlegebetrieb | Larchenweg 17 | 24242 Felde | Telefon 04340 40 49 - | Telefax 04340 40 49 - |



Entsorgungsbetriebe Lubeck | 23539 Lubeck Entsorgungsbetriebe Liibeck

Bereich Planung Neubau MalmostraBe 22, 23560 Libeck
Bereich Planen und Bauen Bereich: Planung/Neubau
Abteilung: GKG - Generalplanung
Stadtplanung und Bauordnung Auskunft:
Stadtebauliche Projekte/ Bebauungsplanung Zimmer:
Telefon: 0451 70760
Telefax: 0451 70760
Planungsbiiro OH E-Mail: @ebhl.de
lhr Zeichen:
Unser Zeichen:
Datum: 26.05.2023

Bebauungsplan 19.03.00 Niendorf Holzkoppel
Stellungnahme zur Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange nach §4(2) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

Die Entsorgungsbetriebe Libeck (EBL) nehmen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zum §4(2)
Verfahren nach BauGB Stellung.

Die Entsorgungsbetriebe sehen den B-Plan in der Form vom 18.04.2023 wie bereits wahrend unserer
gemeinsamen Besprechung am 15.05.2023 erldutert als nicht als zustimmungsfahig und sehen die
ErschlieBung hinsichtlich Regenwasser als nicht gesichert an. Dies hat zwei Griinde: Zum einen die
Festsetzung im Bereich des Regenriickhaltebeckens, zum anderen die Vorflut des Abflusses aus dem
Becken in das Gewasser.

Niederschlagswasser:

zur Planzeichnung

Die Anlagen zur Regenwasserriickhaltung in der Griinfliche sind mit einer Uberlagernden
Festsetzung, 6ffentliche Griinfléiche und Regenwasserriickhaltung, versehen. Dieses entspricht nicht
den Vorgaben der EBL und des Bereiches Stadtgriin.

Da diese Flache bei jedem Regenereignis eingestaut wird (im Bemessungsfall bis zum 2-jéhrlichen
Niederschlagsereignis, siehe Tabelle 2 DIN EN 752), ist diese Flache als Abwasseranlage im
Bebauungsplan festzusetzen. Analog dazu ist das so in der DWA A-118 geregelt.

Entsorgungsbetriebe Liibeck Kontoverbindung: Servicetelefon: 0451 - 707600 Zertifiziert nach:

23539 Lubeck Volksbank Lubeck Sprechzeiten: Mo.-Do. 8 — 17 Uhr, I1SO 14001:2015 UM

komm. Direktor: Enno Thyen BLZ: 230901 42 Fr.8 — 16 Uhr und nach Vereinbarung 1SO 9001:2015 QM

E-Mail: entsorgungsbetriebe@ebhl.de  Kontonummer: 4900014  Buslinien: 15, 16 Entsorgungsfachbetriebeverordnung
Internet: www.entsorgung.luebeck.de  BIC: GENODEF1HLU Haltestellen: RigastralRe, MalmostralRe

USt.-IdNr: DE 135082/828 IBAN: DE47 2309 0142 0004 9000 14
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Tabellen DIN EN 752 Bemessungshaufigkeiten der Kanalisation und deren Anlagen je nach Nutzung

Dieses entspricht auch den gemeinsamen Gesprachen mit allen Beteiligten, um auch die stadtinterne
Zustandigkeit bereits im B-Plan zu regeln. Daher sollte nach Auffassung der EBL die Flache des
Regenriickhaltebeckens eindeutig den EBL zugeordnet werden, da es sich dabei um ein
abwassertechnisches Bauwerk handelt und Teil der 6ffentlichen Entwéasserung (Kanalnetz) ist. Einer
Uberlagernden Festsetzung wird nicht zugestimmt. Die Flichen fiir Abwasserbeseitigung, wie in der
Zeichenerklarung nach §9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB definiert, sieht eine Festsetzung von Flachen fir die....

»--Abwasserbeseitigung, einschlieBlich der Ruckhaltung und Versickerung von
Niederschlagswasser...“ vor.

Dazu zahlt demnach nicht die Festsetzung von 6ffentlichen Griinflachen.

Uberlagernde Festsetzungen sind aus Sicht der EBL hier nur méglich, wenn die Anlagen getrennt
voneinander ausgefiihrt werden. (z.B. durch den Einbau von unterirdischen Speicherrigolen
unterhalb der Griinflache, wie bspw. Am Giterbahnhof).

Mit diesem Stand sehen die EBL die ErschlieBung hinsichtlich Regenwasser daher als nicht gesichert
an.

Eine iberlagernde Festsetzung ware aus Sicht der EBL in der umliegenden o6ffentlichen Griin- und
Wegeflache moglich. Da diese nur in seltenen Starkregenfallen Uberflutet werden und damit in der
Regel als Aufenthaltsflachen der Offentlichkeit zur Verfiigung stehen. Somit kénnten die 6ffentlichen
Grunflachen im B-Plan Gebiet (iberlagernd festgesetzt werden und im Starkregenfall das Wasser
zwischenspeichern (siehe Abbildung 1).
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Abbildung 1: Vorschlag zur liberlagernden Festsetzung

Wir verweisen zudem auf die bisher gemachten Aussagen bzgl. der MaRnahme M18 des
Klimaanpassungskonzeptes. Die dortige Definition entspricht nach unserer Auffassung den hier

vorgetragenen Bedenken und wiederspricht der hier im B-Plan getroffenen (berlagernden
Festsetzungen.
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Diese Festsetzungen wiren bspw. fiir die Uberflutungsflichen im B-Plan 32.77.00 umsetzbar und
wirden dann der Definition aus dem Klimaanpassungskonzept entsprechen.

Aus dem Bericht des Projektes MURIEL lassen sich ebenfalls die in Frage kommenden Flachen zur
multifunktionalen Flachennutzung herleiten. Diese Definition stimmt mit der aus dem
Klimaanpassungskonzept tberein (siehe Folgende Abbildung).

Aus dem gemeinsamen Gesprach dazu am 15.05.23 ldsst sich festhalten, dass die EBL dieser
Festsetzung zustimmen bzw. auf die Errichtung eines Zaunes verzichten, wenn der Versicherer in
einem Gutachten das Schadenspotential als so gering einschatzt (bspw. geringe Béschungsneigungen
von max. 1:5), dass auf einen Zaun verzichtet werden kann. Dies ware auch beim Steinrader Damm
noch zu prifen. Ansonsten wiirde die EBL dort nicht auf die Errichtung eines Zaunes verzichten
kénnen, unabhangig von der Festsetzung im B-Plan, da es sich um eine abwassertechnische Anlage
handelt und die EBL als Unterhaltungspflichtige damit auch verkehrssicherungspflichtig sind.
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Im Plan ist keine Vorflut in Richtung Graben ersichtlich. Im wasserwirtschaftlichen Begleitplan und
in der Begriindung wird aber von einem Abfluss in den Graben ausgegangen. Die
Entsorgungsbetriebe sehen sich bis zum Auslauf des Beckens zustandig. Dartiber hinaus muissen die
Zustandigkeiten und Definitionen geklart werden. Ebenso muss die Vorflut tGiber das private
Grundstiick gesichert werden.

Der Notwasserweg im straRenbegleitenden Grin ist nicht dargestellt.

Zur Begriindung:

Es wird geschrieben, dass eine Versickerung nicht moglich ist. Daher ist nicht von einer
Rickhaltemulde zu sprechen, sondern von einem Riickhaltebecken, welches den EBL in der
Unterhaltung zuzuschreiben ist und als Flache der Niederschlagswasserbeseitigung dienen muss.
Dies ist zu dndern und anzupassen.

Weiteres:

Die Ableitung des Regenwassers aus dem Becken ist im WBP als Rohrleitung ausgebildet. Eine DN
150 ist aus Sicht der EBL nicht langfristig Wartungsarm zu betreiben (mind. DN 300). Zudem wird in
dem Knick eine Verlegung genehmigungstechnisch schwierig. Eine offene Mulde ware anzustreben.
Es muss aber durch GFL eine Unterhaltung und Erreichbarkeit sichergestellt werden. Die Definition
als Gewasser ware hier aus Sicht der EBL anzustreben. Es ist fraglich, ob das Gewasser in dem
Bereich Uiber ein Aufhebungsverfahren geordnet aufgehoben wurde. Sollte dies nicht das Fall sein,
bedarf es keinem Ausbauverfahren, sondern der Verlauf, der immer noch zu sehen ist, wird wieder
hergestellt. Dann ware LPA Unterhaltungspflichtig. Eine Einleitstelle der EBL ware am Auslauf des
Beckens zu definieren.

Auch dieser Punkt bedarf der Kldarung und Sicherung, damit von einer gesicherten Erschliefung
hinsichtlich Regenwasser ausgegangen werden kann.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Mindestabstande zu den Kanélen in der StralRe eingehalten
werden missen. Durch Parkbuchten, Mulden und einen verringerten Straflenquerschnitt miissen
ansonsten weitere Trassen fiir Leitungstrager vorgesehen werden und tGber GFL gesichert werden.
Sollten etwaige Wendemaoglichkeiten wegfallen, dann nur, wenn durch eine weitere Zuwegung zum
B-Plangebiet gewahrleistet ist, dass mit Miillfahrzeugen ein Durchfahren des Gebietes ohne

Rickwartsfahren moglich ist.

Mit freundlichen GriRen

Im Auftrag

Entsorgungsbetriebe Libeck
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4 - Kultur und Bildung Lubeck, den 04.05.2023
513 - Jugendarbeit - Jugendamt Auskunft:

Tel.: ; Fax:
Zeichen: e-mail: @luebeck.de

. Stellungnahme Bebauungsplan 19.03.00 - Niendorf / Holzkoppel - Auslegungsbeschluss

Aus Sicht der Bereichs Jugendarbeit ist Sorge zu tragen, dass genugend Freiflache vorhanden ist, die
von Kindern- und Jugendlichen fur informelle Treffen und Ruckzugsorte in der Freizeit genutzt
werden kdnnen. Ebenfalls erforderlich ist eine ausreichende Bertcksichtigung nichtkommerzieller
Freizeitmdglichkeiten fur Kinder und Jugendliche.

Um innerhalb des Bebauungsplans mehr Spielraum fur Nutzung durch Kinder und Jugendlichen zu
schaffen, erscheint es aus Sicht des Bereichs Jugendarbeit sinnvoll nochmals zu prufen, ob die
beiden vorgesehen Wendehammer als Verkehrsflachen benétigt werden. Winschenswert ist aus
Sicht des Bereichs stattdessen eine Erweiterung des Spielplatzes vorzunehmen und Flachen fur
Aktivitaten wie Boulder und Parcours zu schaffen. Um die Sicherheit fur die Kinder auf den
Spielplatz zu erhéhen, ist es winschenswert, den Spielplatz so zu legen, dass er nicht an zwei Seiten
von einer Stral3e begrenzt wird.

Daruber hinaus ist aus unsere Sicht zu prufen, ob die verkehrsberuhigte Stral3e als Spielstral3en
ausgewiesen werden kann, um Flachen zum Radfahren und Skaten zu schaffen.

Bei der Abwagung mit anderen Interessen ist darauf zu achten, dass durch die UN KRK, Artikel 3 der
Vorrang der Interessen und Wunsche von Kindern und Jugendlichen gesetzlich vorgeschrieben ist.

Die konkrete Gestaltung des Kinderspielplatzes ist in einem weiteren Beteiligungsverfahren zu

erarbeiten.

Mit freundlichen GriuRRen
Im Auftrag
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Von:

An:

Betreff: AW: Hansestadt Liibeck: Bebauungsplan 19.03.00 — Niendorf / Holzkoppel —
Datum: Dienstag, 16. Mai 2023 12:01:08

Sehr geehrte ,

zu dem Bebauungsplan 19.03.00 und dem zugesendeten ,Bericht zur Prifung und
Abwagung der im Rahmen der frihzeitigen Beteiligungsverfahren eingegangenen
Stellungnahmen” sind aus Sicht der Feuerwehr Lubeck folgende Erganzungen
erforderlich:

Erganzung zu Abschnitt 13.2 - Feuerwehrzufahrten u. ErschlieRungsstral3en:

Die Erreichbarkeit der geplanten Gebaude ist fur die Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr
Uber die 6ffentlichen ErschlieBungsstralRen sicherzustellen. Fur die weitere Planung,
Bemessung und Ausfuhrung wird daher weiterhin auf die Muster-Richtlinie UGber
Flachen fur die Feuerwehr: 2009-10 Ifd. Nr. A2.2.1.1 und Anlage A2.2.1.1/1 der
Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen fur das Land Schl.-H. (VWTBSH),
Ausgabe Mai 2022, verwiesen.

Erganzung zu Abschnitt 13.3 - Ldschwasserversorgung:
Anordnung von Hydranten:

Der Loschwasserbedarf, der Uber die 6ffentliche Trinkwasserversorgung erfolgt,
ist Uber geeignete Hydranten sicherzustellen. Die Hydranten sind im Rahmen der
weiteren Planung so anzuordnen, dass eine Loschwasserentnahme jederzeit
leicht moglich ist. Die Hydranten durfen nicht Uberbaut oder durch parkende
Fahrzeuge in ihrer Nutzbarkeit eingeschrankt werden. Ggf. sind bauliche
MalBnahmen zu treffen, die eine Einschrankung der Nutzung verhindern.

Die Hydrantenabstande aus dem Versorgungsnetz, die auch der
Léschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dirfen 150 m nicht Ubersteigen.
GroBere Abstande von Hydranten bedurfen der Kompensation durch andere
geeignete Loschwasserentnahmestellen.

Die Loschwasserversorgung fur den ersten Loschangriff zur Brandbekampfung
und zur Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie von
der offentlichen Verkehrsflache bis zum Grundstuck bei einer Ergiebigkeit von
mind. 50 % des insgesamt Ldschwasserbedarfs sichergestellt werden. Die
gesamte fur den Grundschutz erforderliche Loschwassermenge ist in einem
Umkreis von 300 m aus maximal 2 Entnahmestellen sicherzustellen. Die Lage der
Hydranten ist durch Hinweisschilder gemal DIN 4066 deutlich zu kennzeichnen.

Mit freundlichen GrifRRen
Im Auftrag

-Vorbeugender Brandschutz-

Hansestadt Lubeck
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Von: @luebeck.de>

Gesendet: Donnerstag, 11. Mai 2023 15:28

An: @luebeck.de>

Betreff: WG: Hansestadt Libeck: Bebauungsplan 19.03.00 — Niendorf / Holzkoppel —

Hallo ,
ich habe nur zwei kleine Anmerkungen.

Zu Kapitel 3.7:

Im letzten Satz wird ausgefiihrt, dass eine ,,ausreichende Versorgung des Plangebietes” gegeben
ist. Aufgrund der groRen Entfernung zu den nachstgelegenen Lebensmittelmarkten ist keine
wohnortnahe Versorgung im Sinne des Einzelhandelszentren und Nahversorgungskonzeptes
gegeben. Aufgrund der geringen Mantelbevoélkerung ist eine entsprechende Versorgung auch
unrealistisch. Ich wirde den letzten Satz einfach streichen.

Zu Kapitel 3.2:

Nach dem LEP sind ausschlielBlich FNP Reserveflachen in stadtebaulich integrierter Lage als
Potenzialflache flr die Innenentwicklung anzusehen.

Der Satz ,DarUber hinaus sollen Reserveflachen innerhalb des wirksamen Flachennutzungsplanes
Uberprift werden” sollte daher um ,,in stadtebaulich integrierte Lage” ergénzt werden.

Mit freundlichen GrifRen
Im Auftrag

5.610.2 — Abteilung Stadtentwicklung
Tel. personlich: (0451) 122 —
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